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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Zweite Tranche spezifischer Gemeinschaftsmaßnahmen zur regionalen Entwicklung nach 
Artikel 13 der Verordnung über die Errichtung eines Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (nichtquotengebundene Abteilung) 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 
zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
bestimmter französischer und italienischer Gebiete im Zusammenhang mit der Erweiterung 
der Gemeinschaft 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung bestimmter griechischer Gebiete im 
Zusammenhang mit der Erweiterung der Gemeinschaft 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 
zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für neue Wirtschaftszweige 
in bestimmten von der Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie betroffenen Gebieten 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 
zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für neue, Wirtschaftszweige 
in bestimmten von der Umstrukturierung der Schiffbauindustrie betroffenen Gebieten 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 
zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
im Hinblick auf die Verbesserung der Sicherheit der Energieversorgung in einigen 
Gebieten der Gemeinschaft durch eine stärkere Nutzung neuer Technologien im Bereich 
der Stromgewinnung aus Wasserkraft und den Ausbau alternativer Energiequellen 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf die Beseitigung von 
Entwicklungshemmnissen für neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der 
Umstrukturierung der Textil- und Bekleidungsindustrie betroffenen Gebieten 

»EG-Dok. Nr. 11232/82« 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz-
leramtes vom 7. Dezember 1982 — 14 — 680 70 — E — Re 149/82. 
Diese Vorlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften vom 19. November 1982 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemeinschaften über

-

mittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genann-
ten Kommissionsvorlagen ist vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 21. Oktober 1983 angefordert, siehe auch Drucksache 10/358 Nr. 54. 
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Begründung 

1. Die Einführung der nichtquotengebundenen 
Abteilung des Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung im Jahre 1979 hat es er-
möglicht, den eingenständigen Charakter der 
Regionalpolitik der Gemeinschaft zu verstär-
ken. Tatsächlich beruht die Rechtfertigung für 
die spezifischen Maßnahmen der nichtquoten-
gebundenen Abteilung auf dem Erfordernis, 
daß diese Maßnahmen in Beziehung zu Politi-
ken und Maßnahmen der Gemeinschaften ste-
hen müssen, um das regionale Ausmaß dieser 
Politiken besser berücksichtigen oder die regio-
nalen Auswirkungen dieser Politiken abschwä-
chen zu können. Diese Rechtfertigung ent-
spricht der zunehmenden Überzeugung, daß 
Regionalpolitik sich nicht damit begnügen darf, 
mittels nachträglicher Maßnahmen den sich 
aufgrund von sektoralen oder anderen Gemein-
schaftspolitiken verschärfenden Ungleichge-
wichten abzuhelfen. Im Gegenteil, die Regio-
nalpolitik muß dazu beitragen, Ungleichgewich-
ten zuvorzukommen und der Gemeinschaft so 
ermöglichen, ihre Verantwortung gegenüber ih-
ren Regionen zu erfüllen. 

2. Auf Vorschlag der Kommission wurde vom Rat 
eine erste Tranche von Maßnahmen der nicht -
quotengebundenen Abteilung am 7. Oktober 
1980 genehmigt. Diese Maßnahmen zielten dar-
auf ab, zur Entwicklung bestimmter mediterra-
ner Regionen im Zusammenhang mit der zu-
künftigen Erweiterung der Gemeinschaft, zur 
Entwicklung neuer Wirtschaftszweige in be-
stimmten von der Eisen- und Stahl- und Schiff-
bauindustrie betroffenen Gebieten sowie zur 
Verbesserung der Sicherheit der Energiever-
sorgung in einigen Gebieten des Mezzogiorno 
beizutragen. Außerdem wurde auch eine Maß-
nahme zugunsten der Grenzgebiete Irlands 
und Nordirlands beschlossen. Von ihren ersten 
Vorschlägen an, die vom Rat ohne größere Än-
derungen angenommen wurden, wollte die 
Kommission den besonderen Charakter der 
Maßnahmen der nichtquotengebundenen Ab-
teilung deutlich machen: Fördergebiete festle-
gen aufgrund von Gemeinschaftskriterien, 
Durchführung der Maßnahmen in Form von 
Mehrjahresprogrammen und nicht in Form von 
Einzelvorhaben, erhöhte Finanzierungsbeihil-
fen der Gemeinschaft und neue „Startbeihil-
fen", um alle erfolgversprechenden Initiativen 
in der Region zu unterstützen. 

3. Das Europäische Parlament hat fortlaufend 
sein Interesse an dieser Abteilung des EFRE 
bekundet, die auf gemeinschaftlichen Kriterien 

' basiert. Es hat die ersten Vorschläge der Kom-
mission und ihre Durchführungskriterien na-
hezu einstimmig genehmigt. Es hat seitdem 
zum wiederholten Male seiner Sorge um eine 
Erhöhung der Mittel für die nichtquotengebun-
dene Abteilung Ausdruck verliehen. In seiner 

Stellungnahme vom 11. März 1980 hat das Par

-

lament gleichwohl unterstrichen, daß unter den 
für die Zukunft geplanten Maßnahmen vor al-
lem eine Maßnahme im Zusammenhang mit 
der Textilpolitik vorgesehen werden sollte; es 
hat bedauert, daß die Kommission bei der Aus-
wahl der Gebiete, insbesondere bei der Maß-
nahme für die Eisen- und Stahlindustrie, sehr 
restriktiv vorgegangen ist und auch, daß die 
Finanzmittel für die ersten Maßnahmen „ganz 
und gar unzureichend waren, um die anliegen-
den Probleme zu lösen". 

Im Oktober 1981 hat die Kommission mit den 
in ihrem Bericht zur Durchführung des „Man-
dats" vom 30. Mai 1980 1) festgelegten Orientie-
rungen weitgehend den Wünschen des Parla-
ments entsprochen. Im Hinblick auf eine stär-
kere Konzentration der nichtquotengebunde-
nen Abteilung auf die Regionen, die am schwer-
sten von der strukturellen Unterentwicklung 
betroffen sind, hat sie vorgeschlagen 2), daß die 
Fondsmittel, die für die nichtquotengebundene 
Abteilung vorgesehen sind, auf 20% der gesam-
ten Fondsmittel erhöht werden und daß die 
Maßnahmen der nichtquotengebundenen Ab-
teilung in den Regionen der Gemeinschaft ver-
stärkt werden, die in besonderer Weise von den 
schweren und akuten Problemen des indu-
striellen Rückgangs betroffen sind. 

4. Die vorliegenden Vorschläge zur Einführung 
einer zweiten Tranche von Maßnahmen im 
Rahmen der nichtquotengebundenen Abteilung 
müssen unter dem Gesichtspunkt der von der 
Kommission gemachten Änderungsvorschläge 
gesehen werden. Sie erfassen den Einsatz er-
heblicher Finanzmittel, nämlich 710 Mio. 
ECUS), was mehr als dem Dreifachen des für 
die erste Tranche vorgesehenen Betrages ent-
spricht. Das Schwergewicht der Vorschläge 
liegt zunächst auf der Weiterführung und stär-
keren finanziellen Ausstattung der in den Mit-
telmeerregionen der Gemeinschaft bereits er-
griffenen Maßnahmen sowie auf der Einfüh-
rung besonderer Maßnahmen zugunsten Grie-
chenlands 4); weiterhin aufgrund ihrer erhöh- 

1) KOM(81) 300 endg. vom 24. Juni 1981 
2) KOM(81) 589 endg. vom 26. Oktober 1981 
3) Betreffend Programme für den Zeitraum 1983-1987 
4) — Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ände-

rung der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 des Rates 
vom 7. Oktober 1980 zur Einführung einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Ent-
wicklung bestimmter französischer und italieni-
scher Gebiete im Zusammenhang mit der Erweite-
rung der Gemeinschaft 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 des Rates 
vom 7. Oktober 1980 zur Einführung einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Ent-
wicklung im Hinblick auf die Verbesserung der Si-
cherheit der Energieversorgung in einigen Gebieten 
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ten Finanzmittel und ihres umfangreichen 
Maßnahmekatalogs auf den Maßnahmen, die 
zur Entwicklung neuer Wirtschaftszweige in 
den von der Umstrukturierung rückläufiger In-
dustrien besonders betroffenen Regionen bei-
tragen (ungefähr zwei Drittel der vorgesehenen 
Maßnahmen) 5). 

5. Die Kommission schlägt in erster Linie vor, die 
Finanzmittel für die bereits bestehenden Maß-
nahmen zu erhöhen. Eine solche Erhöhung ent-
spricht in etwa einer Verdoppelung der bereits 
genehmigten Mittel. Sie betrifft sowohl die Pro-
gramme für die südlichen Regionen als auch 
die Programme, die in begrenztem Umfang für 
erste sektorale Maßnahmen, nämlich die Maß-
nahmen im Zusammenhang mit der Erweite-
rung, Energie, der Eisen- und Stahlindustrie 
und dem Schiffbau, genehmigt wurden. 

Die Kommission schlägt diese Mittelaufstok-
kung vor, obwohl sich die Durchführung der 
spezifischen Maßnahmen verzögert hat. Tat-
sächlich hat das Neuartige bestimmter Maß-
nahmen manchmal die Verabschiedung beson-
derer einzelstaatlicher Rahmenvorschriften 
notwendig gemacht. Andererseits ist auch die 
Verfahrensänderung von „Einzelvorhaben" zu 
„Mehrjahresprogrammen" in vielen Fällen für 
die Verzögerung verantwortlich. Dennoch sind 
nunmehr alle Maßnahmen im Rahmen der 
nichtquotengebundenen Abteilung zur Anwen-
dung gekommen, und die zuständigen Behör-
den haben die Kommission über die Notwen-
digkeit einer Aufstockung der ihnen zugeteil-
ten Mittel unterrichtet, um größeren Nutzen 
aus den geschaffenen Verfahren zu ziehen und 

der Gemeinschaft durch eine stärkere Nutzung 
neuer Technologien im Bereich der Stromgewin-
nung aus Wasserkraft und den Ausbau alternativer 
Energiequellen 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ein-
führung einer spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung bestimmter grie-
chischer Gebiete in Zusammenhang mit der Erwei-
terung der Gemeinschaft. 

5) — Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 des Rates 
vom 7. Oktober 1980 zur Einführung einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Ent-
wicklung im Hinblick auf die Beseitigung von Ent-
wicklungshemmnissen für neue Wirtschaftszweige 
in bestimmten von der Umstrukturierung der Eisen- 
und Stahlindustrie betroffenen Gebieten 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 des Rates 
vom 7. Oktober 1980 zur Einführung einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Ent-
wicklung im Hinblick auf die Beseitigung von Ent-
wicklungshemmnissen für neue Wirtschaftszweige 
in bestimmten von der Umstrukturierung der Schiff-
bauindustrie betroffenen Gebieten 

— Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ein-
führung -einer spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf 
die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für 
neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Um-
strukturierung der Textil- und Bekleidungsindustrie 
betroffenen Gebieten. 

eine optimale Wirkung der ergriffenen Maß-
nahmen sicherzustellen. 

6. Die Kommission schlägt vor, Maßnahmen im 
Rahmen der nichtquotengebundenen Abteilung 
auch in Griechenland gemäß ihrer Mitteilung 
vom 14. Juni 1982 an den Rat betreffend das 
Memorandum der griechischen Regierung vom 
19. März 1982 durchzuführen. Die Maßnahmen 
„Erweiterung" und „Energie" wurden entspre-
chend den spezifischen Erfordernissen Grie-
chenlands und besonders seiner Inseln ange-
paßt. Die Landwirtschaft Griechenlands produ-
ziert vorwiegend sogenannte „mediterrane" Er-
zeugnisse und die Energieabhängigkeit des 
Landes bremst seine Entwicklung, wozu noch 
die extreme Randlage erschwerend hinzu-
kommt. 

7. Bei der Genehmigung der Programme zur 
Durchführung der spezifischen Maßnahmen 
stellt die Kommission sicher, daß sich die Bei-
hilfen für Investitionen nach den Koordinie-
rungsgrundsätzen für Beihilfen mit regionaler 
Zweckbestimmung richten. In einigen Fällen 
können gemäß Artikel 3 Absatz 2 der EFRE 
Verordnung die Maßnahmen der nichtquoten-
gebundenen Abteilung in Gebieten zur Anwen-
dung kommen, die nicht als Fördergebiete für 
Beihilfen mit regionaler Zweckbestimmung 
ausgewiesen werden, jedoch nur dann, wenn 
der betreffende Mitgliedstaat zur Lösung der 
Probleme, die Gegenstand der Gemeinschafts-
beihilfe sind, selbst interveniert hat oder 
gleichzeitig interveniert. Die Kommission stellt 
dann sicher, daß diese Intervention im Hinblick 
auf ihr Ziel, ihre Intensität und ihre Dauer 
nicht über das hinausgeht, was in den Bestim-
mungen der Verordnung betreffend die spezifi-
sche Gemeinschaftsmaßnahme festgelegt ist. 

8. Die Verschlechterung der Lage der Eisen- und 
Stahlindustrie, die Probleme in der Textilindu-
strie und die anhaltenden Schwierigkeiten der 
Schiffbauindustrie haben die Kommission ver-
anlaßt, die Maßnahmen im Rahmen der nicht

-

quotengebundenen Abteilung in den von rück-
läufigen Industrien betroffenen Regionen zu 
verstärken. 

Was die neue Maßnahme „Eisen- und Stahlin-
dustrie" betrifft, so wird ihre Durchführung eng 
an die Eisen- und Stahlpolitik der Kommission 
gebunden sein. Es wird vorgeschlagen, daß die 
Maßnahme in einer ersten Phase für einen grö-
ßeren geographischen Raum gilt, der neben 
den britischen, belgischen und italienischen 
Gebieten, die bereits Gegenstand der ersten 
Maßnahmen waren, neue Gebiete im Vereinig-
ten Königreich und Frankreich enthält 6). Alle 

6) Die Kommission hat ein Verfahren nach Artikel 93 Ab-
satz 2 des EWG-Vertrages hinsichtlich der Förderge-
biete des Arrondissements von Nancy eröffnet. Sie be-
hält sich vor, gegebenenfalls den vorliegenden Vor-
schlag auch unter Berücksichtigung der von den franzö

-

sischen Behörden vorgelegten Umstrukturierungspro-
gramme der französischen Eisen- und Stahlindustrie 
abzuändern.  
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Gebiete werden auf der Grundlage von sozio-
ökonomischen Gemeinschaftskriterien, die wei-
ter gefaßt sind als in der Vergangenheit, und 
von sektoralen Kriterien festgelegt. Ein weite-
res Merkmal der betroffenen Gebiete wird sein, 
daß sie schon von erheblichen Arbeitsplatzver-
lusten in letzter Zeit betroffen wurden. Die-
selbe Maßnahme wird darüber hinaus später, 
mit nochmals erhöhten Finanzmitteln und 
nachdem die Kommission zu den von den Mit-
gliedstaaten im Rahmen der gemeinschaftli-
chen Regeln für Beihilfen zugunsten der Eisen- 
und Stahlindustrie übermittelten Umstruktu-
rierungsprogrammen Stellung genommen hat, 
in den schon festgelegten Regionen und etwai-
gen neu dazukommenden Regionen zur An- , 

 wendung kommen, sofern diese Regionen Ge-
fahr laufen, weiterhin Arbeitsplätze im Zusam-
menhang mit der Anpassung der Produktions

-

kapazitäten in den nächsten Jahren zu verlie-
ren. Diese zweite Phase könnte gegebenenfalls 
alle Mitgliedstaaten betreffen. 

Um die Erfolgsaussichten diese r Politik zu er-
höhen, ist es unerläßlich, die im Rahmen der 
spezifischen Maßnahme vorgesehenen Maß-
nahmen mit der Vergabe von Gemeinschafts-
. darlehen zu verbinden. 

9. Eine neue Maßnahme zur regionalen Entwick-
lung im Rahmen der nichtquotengebundenen 
Abteilung wird für die Regionen vorgeschlagen, 
die von der Umstrukturierung der Textil- und 
Bekleidungsindsutrie betroffen sind. Die Rolle, 
die die Gemeinschaft in diesem Sektor spielt, 
ist in der Tat bedeutend. Sie wird einerseits 
deutlich bei der Durchführung des von der 
Kommission gemäß Artikel 92 ff. des Vertrages 
festgelegten Gemeinschaftsrahmens für einzel-
staatliche Beihilfen in diesem Sektor, anderer-
seits in der Teilnahme der Gemeinschaft an 
dem „Multifaserabkommen", das den Schwie-
rigkeiten des internationalen Marktes für 
Textilien und Bekleidung begegnen soll. Die 
kraft dieses Multifaserabkommens getroffenen 
Maßnahmen „dürfen den autonomen Prozeß 
der industriellen Anpassung nicht unterbre-
chen oder stören" und müssen die auf interna-
tionaler Ebene weniger starken Unternehmen 
ermutigen, sich schrittweise Produktionslinien 
mit größeren Überlebenschancen oder anderen 
Wirtschaftssektoren zuzuwenden. 

In Anbetracht der Wirtschaftskrise und der 
stagnierenden Nachfrage besteht weiterhin die 
Gefahr, daß die Textil- und Bekleidungsindu-
strie noch mehrere Jahre lang Arbeitskräfte 
wird freisetzen müssen. Das Vorhandensein 
von Gemeinschaftsmaßnahmen erlaubt die 
Feststellung, daß im Sinne von Artikel 13 der 
EFRE-Verordnung ein Zusammenhang zwi-
schen der Lage bestimmter Regionen und der 
Durchführung von Gemeinschaftspolitiken be-
steht. 

Die spezifische Maßnahme betrifft die wichtig

-

sten Textilgebiete Belgiens, Frankreichs, Ir

-

lands, Italiens, der Niederlande 7) und des Ver-
einigten Königreichs, in denen bedeutende Ar-
beitsplatzverluste von der Kommission bisher 
festgestellt werden konnten. Die Kommission 
ist bereit, insbesondere eine Ausdehnung der 
„Maßnahme Textil" auf Griechenland im Licht 
der Auskünfte zu prüfen, die ihr von der grie-
chischen Regierung über die Lage der Textilge-
biete dieses Landes gegeben werden. 

10. Die schon ergriffene Maßnahme betreffend die 
Schiffbauindustrie wird durch eine Verdoppe-
lung des ursprünglich dafür vorgesehenen Be-
trages und der Einführung neuer Maßnahmen, 
wie bei den beiden vorhergehenden spezifi-
schen Maßnahmen, verstärkt. 

11. Die Lage der von einem industriellen Ab-
schwung betroffenen Gebiete hat die Kommis-
sion veranlaßt, diesen Regionen entsprechend 
den „Neuen Leitlinien und Prioritäten der 
Regionalpolitik", die sie dem Rat am 24. Juli 
1981 8) unterbreitet hat, das Ziel der Schaffung 
leistungsfähiger Arbeitsplätze vorzugeben. Sie 
schlägt für die nichtquotengebundene Abtei-
lung drei teilweise neue Maßnahmen vor, deren 
Kumulierung ihr besonders wirksam erscheint, 
wenn die im Rahmen von Mehrjahrespro-
grammen durchgeführt werden. 

12. Es handelt sich zunächst darum, Hindernisse 
für die Entwicklung neuer Wirtschaftsaktivitä-
ten durch eine beschleunigte Wiedererrichtung 
heruntergekommener Industrieviertel ein-
schließlich deren Sanierung und Wiederherstel-
lung ihrer Lebensfähigkeit sowie der Verbesse-
rung ihres äußeren Erscheinungsbildes zu be-
seitigen. 

13. Es wird weiter vorgeschlagen, daß Investitions-
beihilfen zugunsten von kleineren und mittle-
ren Unternehmen (KMU) im Rahmen der 
nichtquotengebundenen Abteilung gewährt 
werden. Diese Beihilfen sollen für den Begün-
stigten einen zu den günstigsten Beihilfen der 
bestehenden Regelung zusätzlich hinzukom-
menden finanziellen Anreiz darstellen. Sie sol-
len in Verbindung mit der Durchführung von 
Marktanalysen gewährt werden, aufgrund de-
ren Ergebnisse die wirtschaftliche Lebensfä-
higkeit der Investition besser beurteilt werden 
kann. Darüber hinaus schlägt die Kommission 
vor, Investitionsbeihilfen in verschiedenen For-
men zu gewähren. Auch sollen neben den oben-
genannten Kapitalbeihilfen Zinsvergütungen 
auf Globaldarlehen im Rahmen der spezifi-
schen Maßnahme „Eisen und Stahl" vergeben 
werden, um die Konditionen solcher EIB-, NIC- 
und EGKS-Umstellungs-Darlehen attraktiver 
zu gestalten. 

7) Die Kommission hat ein Verfahren nach Artikel 93, Ab-
satz 2 des EWG-Vertrages hinsichtlich des „CORPO-Ge-
bied" von Twente eröffnet. Sie behält sich vor, gegebe-
nenfalls den vorliegenden Vorschlag auch unter Be-
rücksichtigung eines möglicherweise von den nieder-
ländischen Behörden vorzulegenden Umstrukturie-
rungsprogrammes für die Textilindustrie abzuändern. 

8) KOM(81) 152 endg. 
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14. Neben den „Kapitalbeihilfen" möchte die  Kom-
mission  ihr Beihilfesystem für „Startbeihilfen" 
zur Aktivierung unternehmerischer Initiativen 
weiterentwickeln und abrunden. Die Mobilisie-
rung des endogenen Entwicklungspotentials — 
auch eine der Prioritäten der Gemeinschaftli-
chen Regionalpolitik — erfordert in der Tat, 
daß in den öffentlichen Beihilfesystemen au-
ßerhalb des bisher üblichen liegende und zu-
kunftsweisende Wege beschritten werden. Es 
handelt sich darum, zur gleichen Zeit eine in-
tensivere Beziehung zwischen den vorhande-
nen und potentiellen Unternehmen und ihrem 
Umfeld im weitesten Sinne (öffentliche Hand, 
mögliche Märkte, Träger technologischer Inno-
vation, Beratungseinrichtungen im Bereich der 
Betriebsführung, von mehreren Unternehmen 
zu nutzende Dienstleistungseinrichtungen) 
herzustellen und sie über Beihilfen und Zu-
gangsmöglichkeiten zu diesen Beihilfen aufzu-
klären. 

15. Die Erfahrung mit den erten spezifischen Maß-
nahmen hinsichtlich der Haushaltsprozeduren 
veranlaßt die Kommission, eine Verbesserung 
der geltenden Mechanismen vorzuschlagen. 
Die Möglichkeiten mehrerer Mittelbindungen 
im gleichen Jahr entsprechend dem Pro-
grammfortschritt und der Verfügbarkeit von 
Haushaltsmitteln müssen erweitert werden. Es 
ist auch vorgesehen, den Zahlungsrhythmus 
durch die Einführung eines möglichst einfa-
chen und wirksamen Vorschußsystems zu be-
schleunigen. 

16. Für den gesamten Zeitraum 1983 bis 1987 hält 
es die Kommission für notwendig, im Rahmen 
der vorliegenden Vorschläge eine Gemein-
schaftsbeteiligung wie folgt vorzusehen: 
Erweiterung 	 120 
Erweiterung (Griechenland) 	40 
Energie (einschließlich 
Griechenland) 	 43 
Eisen und Stahl 
(erste und zweite Phase) 	230 
Textil 	 260 
Schiffbau 	 17 
Insgesamt 	 710 Mio. ECU 

17. Diese Gemeinschaftsbeteiligung berücksichtigt 
nicht die Mittel zur Finanzierung neuer spezifi-
scher Maßnahmen für Irland und Nordirland, 
die die Kommission in Kürze vorlegen wird. 
Diese Maßnahmen sollen die Grundlage für 
eine wirtschaftliche Entwicklung dieser Regio-
nen verbreitern. 

18. Die für jede spezifische Maßnahme vorgeschla-
genen Beträge werden entweder jenen zusätz-
lich zugewiesen, für die bereits Sonderpro-
gramme genehmigt wurden oder sie werden 
neuen Sonderprogrammen zugewiesen. Es han-
delt sich um vorläufige Beträge, die bei der Ge-
nehmigung der Programme von der Kommis-
sion bestätigt werden. 

Unter Berücksichtigung der laufenden Pro-
gramme werden die für den Zeitraum 1983 bis 
1987 vorgesehenen Mittelbindungen im Rah-
men der nichtquotengebundenen Abteilung auf 
836,6 Mio. ECU geschätzt. Die Aufteilung ist wie 
folgt: 

in MECU 

1983 1984 1985 1986 1987 Total 

Laufende Programme 
(erste Tranche) 	  58,2 41,5 26,9 — — 126,6 

zweite Tranche 	  67,3 123,6 167,0 203,2 148,9 710 

Total 	  125,5 165,1 193,9 203,2 148,9 836,6 

Dieser Mittelbedarf entspricht 7 % der gesam-
ten Mittelausstattung des EFRE während des 
Zeitraums 1983 bis 1987 unter der vorsichtigen 
Annahme, daß eine durchschnittliche jährliche 
Ausstattung in Höhe des von der Kommission 
für 1983 vorgeschlagenen Betrages erfolgt, 
nämlich 2 400 Mio. ECU. Die Kommission be-
hält sich in jedem Fall vor, zur gegebenen Zeit 
neue Vorschläge betreffend die spezifische 
Maßnahmen im Rahmen der nichtquotenge-
bundenen Abteilung zu machen. 
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Zweite Tranche von Maßnahmen im Rahmen der nichtquotengebundenen Abteilung 
— Zusammenfassung — 

V. K. IRL BE FR IT GR NL DE LUX DK insge

-

samt 

Erweiterung 	 55 65 40 160 

Schiffbau 	 17 17 

Energie 	  23 20 43 

Textil und Bekleidung 	 105 3 8 80 57 7 260 

Eisen und Stahl 
1. Phase 	  33 13 42 4 92 

Eisen und Stahl 
2. Phase 	  *) *) *) *) *) *) *) *) *) *) 138 

insgesamt in Mio. ECU 	 710 

*) zum Vermerk 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 zur 
Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung bestimmter 
französischer und italienischer Gebiete im Zusammenhang mit der Erweiterung der Gemeinschaft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 1 ), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 3325/ 
80 2), inbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission 3), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 4), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 5), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (im fol-
genden „Fondsverordnung" genannt) sieht unab-
hängig von der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a 
der gleichen Verordnung festgelegten Aufteilung 
der Mittel nach Ländern eine Beteiligung des 
Fonds an der Finanzierung von spezifischen Ge-
meinschaftsmaßnahmen zur regionalen Entwick-
lung vor, insbesondere soweit sie in Verbindung mit 
den Gemeinschaftspolitiken und Maßnahmen ste-
hen, die die Gemeinschaft beschließt, um das 
regionale Ausmaß dieser Politiken besser berück-
sichtigen oder die regionalen Auswirkungen dieser 
Politiken abschwächen zu können. 

Im Rahmen dieses Artikels verabschiedete der Rat 
am 7. Oktober 1980 eine erste Reihe von Verordnun-
gen zur Einführung von spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahmen zur regionalen Entwicklung, 
insbesondere die Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 6) 
zur Einführung einer spezifischen Gemeinschafts-
maßnahme zur regionalen Entwicklung bestimmter 
französischer und italienischer Gebiete im Zusam-
menhang mit der Erweiterung der Gemeinschaft 
(nachstehend „spezifische Maßnahme" genannt). 

In Anwendung der genannten Verordnung, insbe-
sondere ihres Artikels 3, hat die Kommission Son-
derprogramme für die Regionen Aquitanien, Lan-
guedoc-Roussillon und Midi-Pyrénées einerseits 
und Mezzogiorno andererseits verabschiedet und 
gleichzeitig die Bereitstellung von Mitteln zugun-
sten dieser Sonderprogramme beschlossen. 

1) ABl. L 73 vom 21. März 1975, S. 1 
2) ABl. L 349 vom 23. Dezember 1980, S. 10 
3) ... 

4) ... 

5) ... 

6) ...  

Die betreffenden Mitgliedstaaten haben der Kom-
mission die Daten bezüglich der regionalen Pro-
bleme mitgeteilt, die Gegenstand einer spezifischen 
Gemeinschaftsmaßnahme werden könnten. Die 
Maßnahmen unter der gegenwärtigen spezifischen 
Maßnahme sollen verstärkt und ergänzt werden, 
um dem Bedarf nach einer Verbesserung der Wirt-
schaftsstruktur dieser Region gerecht zu werden. 

Es empfiehlt sich, die Investitionen kleiner und 
mittlerer Unternehmen (im folgenden „KMU" ge-
nannt) zu fördern, indem die Gemeinschaftsbeihilfe 
mit Beihilfen gekoppelt wird, die der Mitgliedstaat 
zusätzlich (zu den bestehenden einzelstaatlichen 
Beihilfen) für diese Investitionen gewährt. 

Es ist angezeigt, die Aktivierung unternehmeri-
scher Aktivitäten in den betreffenden Regionen 
durch eine aktive Politik der Beihilfen und öffentli-
chen Dienstleistungen stärker zu fördern, insbeson-
dere soweit diese im Rahmen des Sonderpro-
gramms vorgesehen sind; zu diesem Zweck ist es 
angebracht, Informationsagenturen aufzubauen 
bzw. auszubauen, die die vorhandenen bzw. poten-
tiellen Unternehmer über Zugangsmöglichkeiten zu 
diesen Beihilfen und Dienstleistungen aufklären 
und ihnen helfen, diese in Anspruch zu nehmen. 

Es ist angebracht, die Bestimmungen der Verord-
nung (EWG) Nr. 2615/80 betreffend die Mittelbin-
dungen im Haushalt und die Gewährung von Vor-
schüssen durch den Fonds zu ändern, um die 
Durchführung der Sonderprogramme zu beschleu-
nigen. 

Die Durchführung der spezifischen Maßnahme, sol-
chermaßen verstärkt, erfordert die Bereitstellung 
zusätzlicher Finanzmittel. 

Es ist notwendig, daß jeder der betreffenden Mit-
gliedstaaten der Kommission ein geändertes Son-
derprogramm vorlegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel 3 wird folgender Absatz eingefügt: 
„6.1 Bei der Genehmigung des Sonderpro-

gramms stellt die Kommission sicher, daß 
das Sonderprogramm mit Artikel 30 der 
Fonds-Verordnung übereinstimmt." 
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2. Artikel 3 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 
„Das Sonderprogramm wird nach seiner Ge-
nehmigung von der Kommission veröffent-
licht." 

3. Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe b erhält fol-
gende Fassung: 
„b) zusätzliche Beihilfen für Investitionen der 

KMU mit dem Ziel, neue Betriebe zu schaf-
fen oder die Anpassung der Produktion an 
die Möglichkeiten der Märkte zu erleich-
tern, soweit die unter a) genannten Analy-
sen oder andere Marktanalysen dies recht-
fertigen. Diese Investitionen können auch 
von mehreren Unternehmern gemeinsam 
genutzte Dienstleistungseinrichtungen be-
treffen." 

4. In Artikel 4 wird folgende Nummer angefügt: 
„5. Aktivierung unternehmerischer Initiati-

ven: 
Aufbau oder Ausbau von Agenturen zur 
Aktivierung unternehmerischer Initiati-
ven, die folgende Aufgaben erhalten: 
a) Aufspüren möglicher unternehmeri-

scher Initiativen aufgrund unmittelba-
rer Fühlungnahme zum örtlichen Wirt-
schaftsgeschehen, und zwar durch Be-
ratungsmaßnahmen über die Möglich-
keiten des Zugangs zu Beihilfen und zu 
Dienstleistungen der öffentlichen Hand, 
insbesondere zu jenen, die im Rahmen 
des Sonderprogramms vorgesehen 
sind. 

b) Begleitung der Umsetzung dieser Initia-
tiven durch Beratung der vorhandenen 
oder potentiellen Unternehmer bei der 
Inanspruchnahme dieser Beihilfen und 
Dienstleistungen." 

5. Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a ii) erhält fol-
gende Fassung: 
„ii) bei Maßnahmen zur Förderung von Inve-

stitionen nach Artikel 4 Nummer 1 Buch-
stabe b: 50 % der Ausgaben der öffentlichen 
Hand für die Investitionsbeihilfen, soweit 
diese Beihilfen eine Ergänzung zu den 
günstigsten Beihilfen der bestehenden ein-
zelstaatlichen Regelung beinhalten. Diese 
Ergänzungsbeihilfe kann in Form einer 
Kapitalsubvention oder einer Zinsvergü-
tung gewährt werden."  

6. In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b ii) wird der 
Satzteil: 
„wobei der Obergrenze 50 000 ERE pro Studie 
beträgt" ersetzt durch 
„wobei die Obergrenze 150 000 ECU pro Studie 
beträgt". 

7. In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d i) wird fol-
gender Wortlaut angefügt: 
„bis die notwendigen Maßnahmen von dem be

-

treffenden Mitgliedstaat ergriffen werden, und 
zwar während einer Übergangszeit, die späte

-

stens am 16. Oktober 1984 endet, wird die Inve-
stitionsbeihilfe vollständig von der Gemein-
schaft übernommen; diese Beihilfe beträgt 50 
der Investitionskosten;" 

8. In Artikel 5 Absatz 1 wird folgender Buchstabe 
angefügt: 
„e) bei Maßnahmen zur Aktivierung unterneh-

merischer Initiativen nach Artikel 4 
Nr. 5 : 50 % der Ausgaben in Verbindung 
mit den laufenden Kosten der Tätigkeiten 
der mit dieser Aktivierung beauftragten 
Agenturen. Diese Tätigkeiten, die neu sein 
und in gezielter Weise die in Artikel 2 ge-
nannten Gebiete betreffen müssen, können 
jeweils vom betreffenden Mitgliedstaat 
Privatinstitutionen anvertraut werden."  

9. Artikel 5 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
„5. Die mit der Finanzierung des Sonderpro-

gramms zusammenhängenden Mittelbin-
dungen werden in jährlichen Tranchen 
vorgenommen. Die erste Tranche wird an-
läßlich der Genehmigung des Programms 
durch die Kommission gebunden. Die Mit-
telbindung für die späteren jährlichen 
Tranchen erfolgt entsprechend der Verfüg-
barkeit von Haushaltsmitteln und der Aus-
führung des Programms." 

10. In Artikel 6 Absatz 1 erhält Buchstabe c fol-
gende Fassung: 
„c) Auf Antrag des Mitgliedstaates können 

Vorschüsse von 80 % des Betrages einer je-
den jährlichen Tranche, entsprechend der 
Ausführung der Maßnahmen und der Ver-
fügbarkeit der Haushaltsmittel gewährt 
werden. Bei Beginn der Durchführung der 
Maßnahmen kann ein Vorschuß auf die Be-
teiligung des Fonds betreffend die 1. Jah-
restranche von der Kommission ausge-
zahlt werden. Die Anträge auf Vorschüsse 
für die anderen jährlichen Tranchen kön-
nen eingereicht werden, wenn die Durch-
führung der vorangegangenen Tranche 
mindestens 30 % der Voranschläge erreicht 
hat. Der Betrag eines jeden Vorschusses 
wird auf Antrag des Mitgliedstaates ausge-
zahlt, wenn dieser bestätigt, daß die Durch-
führung bezüglich der betreffenden Tran-
che als abgeschlossen betrachtet werden 
kann und nach Mitteilung der Höhe der 
von der öffentlichen Hand geleisteten Aus-
gaben." 

11. Im Anhang wird folgender Punkt angefügt: 
„6. Beschreibung der im Rahmen des Pro-

gramms vorgesehenen Aktionen zur Akti-
vierung unternehmerischer Initiativen." 

Artikel 2 

1. Frankreich und Italien ändern die in Artikel 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 genannten 
und von der Kommission genehmigten Sonder- 
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programme 7) entsprechend den in Artikel 1 fest-
gelegten Änderungen ab. 

2. Die geänderten Sonderprogramme werden von 
der Kommission entsprechend Artikel 3 Ab-
satz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 geneh-
migt. 

3. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 5 
Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 darf 
der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten der 
geänderten Sonderprogramme den von der 
Kommission bei der Genehmigung dieser Pro-
gramme festgesetzten Betrag nicht überschrei-
ten. 

4. Die Laufzeit der geänderten Sonderprogramme 
wird bis zum Ende des 5. Jahres, vom sechzig-
sten Tag nach dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung an gerechnet, verlängert. 

5. Zuschußfähig sind die in Verbindung mit der 
vorgesehenen Änderung der Sonderprogramme 
vom Inkrafttreten dieser Verordnung an getätig-
ten Ausgaben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf

-

fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Finanzbogen 

1. Haushaltslinie 

Titel V 
Kapitel 51 
Artikel 510 

2. Titel der Maßnahme 

Verstärkung der spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung bestimmter 
französischer und italienischer Gebiete im Zusam-
menhang mit der Erweiterung der Gemeinschaft, 
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 des Ra-
tes vom 7. Oktober 1980. 

3. Juristische Grundlage 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 214/79. 

4. Beschreibung der Maßnahme 

Die großen Probleme im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Anpassung der Regionen Aquita

-

nien, Languedoc-Roussillon und Midi-Pyrénées ei- 

7) ABl.... 

nerseits und des Mezzogiorno andererseits erfor-
dern eine Verstärkung der schon zugunsten dieser 
Regionen ergriffenen spezifischen Maßnahme. 
Diese Verstärkung beinhaltet zunächst die Bereit-
stellung zusätzlicher Mittel für die von den Mit-
gliedstaaten gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 2615/80 vorgelegten und von der Kommission 
genehmigten Sonderprogramme; ferner umfaßt sie 
die Einführung einer neuen Maßnahme mit dem 
Ziel, die Aktivierung unternehmerischer Initiativen 
in diesen Regionen verstärkt zu fördern. 

Die Sonderprogramme werden daher entsprechend 
angepaßt und verlängert. 

5. Finanzielle Auswirkung 

Die voraussichtliche Beteiligung des Fonds an der 
Anpassung der Sonderprogramme wird mit insge-
samt 120 Mio. ECU für den Zeitraum 1983 bis 1987 
veranschlagt. 

6. Für das Sonderprogramm betreffend die franzö-
sischen Regionen vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord
-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

4.1 KMU 24,8 

4.2 Innovationen 11,0 

4.3 Handwerk 4,4 

4.4 Fremdenverkehr auf dem 
Lande 13,7 

4.5 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 1,1 

Insgesamt 55 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge

-

samt 

Mio. 
ECU 11 11 11 11 11 55 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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7. Für das Sonderprogramm betreffend die italie-
nischen Regionen vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 KMU 32,5 

4.2 Innovationen 6,5 

4.3 Handwerk 9,1 

4.4 Fremdenverkehr auf dem 
Lande 15,6 

4.5 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 1,3 

Insgesamt 65 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 13 13 13 13 13 65 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 

8. Vorgesehener Gesamtbetrag der Gemeinschafts-
beteiligung 

a) Voraussichtliche Verteilung des für die Pro-
gramme vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 KMU 57,3 

4.2 Innovationen 17,5 

4.3 Handwerk 13,5 

4.4 Fremdenverkehr auf dem 
Lande 29,3 

4.5 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 2,4 

Insgesamt 120 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpfl ich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 24 24 24 24 24 120 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan

-

genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung bestimmter griechischer Gebiete im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der Gemeinschaft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 3325/80 2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission 3), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 4), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 5), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (im fol-
genden „Fondsverordnung" genannt) sieht unab-
hängig von der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a 
der gleichen Verordnung festgelegten Aufteilung 
der Mittel nach Ländern eine Beteiligung des 
Fonds an der Finanzierung von spezifischen Ge-
meinschaftsmaßnahmen zur regionalen Entwick-
lung vor, insbesondere soweit sie in Verbindung mit 
den Gemeinschaftspolitiken und Maßnahmen ste-
hen, die die Gemeinschaft beschließt, um das 
regionale Ausmaß dieser Politiken besser berück-
sichtigen oder die regionalen Auswirkungen dieser 
Politiken abschwächen zu können. 

Der betroffene Mitgliedstaat hat der Kommission 
die Daten bezüglich der regionalen Probleme mitge-
teilt, die Gegenstand einer spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahme werden könnten. 

Die Mittel des Fonds werden unter Berücksichti-
gung des Intensitätsgrades der regionalen Un-
gleichgewichte in der Gemeinschaft verwendet. 

Die Beitrittsverhandlungen mit Portugal und  Spa-
nien sind am 17. Oktober 1978 bzw. am 15. Februar 
1979 aufgenommen worden. 

Die südlichen Gebiete der Gemeinschaft könnten 
durch die Erweiterung der Gemeinschaft, insbeson-
dere durch einen sich verschärfenden Wettbewerb 
für einige landwirtschaftliche Erzeugnisse und An-
passungsprobleme für ihre Wirtschaftsstrukturen, 
in Schwierigkeiten geraten. 

1) ABl. L 73 vom 21. März 1975, S. 1 
2) ABl. L 349 vom 23. Dezember 1980, S. 10 
3) ABl... . 
4) AB1... . 
5) ABl... .  

Unter diesen Gebieten kommen der Mezzogiorno 
und die drei an Spanien angrenzenden französi-
schen Gebiete in diesem Zusammenhang bereits in 
den Genuß einer spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Rahmen der 
Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 des Rates 6), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. ... 7). Au-
ßerdem ist Griechenland seit dem 1. Januar 1981 
Mitglied der Gemeinschaft; die Entwicklung einiger 
ihrer Regionen könnte auch durch die bevorste-
hende Erweiterung der Gemeinschaft um Portugal 
und Spanien gebremst werden. 

Dies gilt insbesondere für die griechischen Inseln, 
die einen außerordentlich hohen Prozentsatz an 
landwirtschaftlichen Beschäftigten verzeichnen, zu 
einem erheblichen Teil von der Produktion der mit-
telmeerischen Agrargüter abhängen und anderer-
seits durch eine schwache Wirtschaftsstruktur und 
ihre Randlage im Verhältnis zu den Wirtschaftszen-
tren gekennzeichnet sind. 

Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, daß ihre 
Erweiterung harmonisch verläuft. Deshalb ist es er-
forderlich, schon vor dem Wirksamwerden des Bei-
tritts der neuen Mitgliedsländer intensive struktu-
relle Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete in 
die Lage zu versetzen, sich an die Erweiterung an-
zupassen. Die Gemeinschaft sollte sich an den 
hierzu von dem betreffenden Mitgliedstaat zu er-
greifenden Maßnahmen in besonderer Weise betei-
ligen, indem sie zugunsten dieser Gebiete eine spe-
zifische Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen 
Entwicklung beschließt. 

Weitere Interventionen der Gemeinschaftsfonds, 
die sinnvoll kombiniert werden können, müssen in 
diesen Gebieten durchgeführt werden. 

Die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 
vorgesehenen Maßnahmen können auf diese Ge-
biete wirksam angewendet werden; außerdem ist 
die Verbesserung der Verkehrsverbindungen dieser 
Regionen mit dem griechischen Festland und unter-
einander, besonders wenn es sich um kleinere oder 
weiter abgelegene Inseln handelt, durch die Ein-
richtung oder den Ausbau der See- und Luftver-
kehrswege und die Entwicklung der Verkehrs-
dienstleistungen eine unerläßliche Voraussetzung 
für die Stärkung der wirtschaftlichen Basis dieser 
Regionen, nicht zuletzt im Hinblick auf den Absatz 
ihrer landwirtschaftlichen Produktion. 

Die Erhaltung der Umwelt, unter anderem durch 
die Verbesserung der Überwachung der Wasserqua

-

lität und Anlagen zur Abfallverarbeitung, ist eine 

6) ABl. L 271 vom 15. Oktober 1980, S. 1 
7) AB1.... 
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wesentliche Voraussetzung für die Entwicklung des 
Fremdenverkehrs in diesen Gebieten. 

Die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form eines 
mehrjährigen Sonderprogramms durchgeführt wer-
den. Es obliegt der Kommission bei der Genehmi-
gung dieses Programms, sich zu vergewissern, daß 
die dort vorgesehenen Maßnahmen mit den Bestim-
mungen dieser Verordnung übereinstimmen. 

Das Sonderprogramm muß bestimmten Zielen ent-
sprechen, die in den regionalen Entwicklungspro-
grammen nach Artikel 6 der Fondsverordnung vor-
gesehen sind. 

Die Kommission hat durch Prüfung der jährlichen 
Berichte, die ihr von dem betreffenden Mitglied-
staat zu diesem Zweck übermittelt werden, die ord-
nungsgemäße Durchführung des Sonderpro-
gramms zu kontrollieren. 

Es ist erforderlich, daß der Rat, das Europäische 
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
regelmäßig über die Anwendung dieser Verordnung 
unterrichtet werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Sinne von 
Artikel 13 der Fondsverordnung eingeführt (im fol-
genden „spezifische Maßnahme" genannt), die zur 
Entwicklung einiger griechischer Gebiete im Zu-
sammenhang mit der Erweiterung der Gemein-
schaft beiträgt. 

Artikel 2 

Die spezifische Maßnahme betrifft die griechi-
schen Inseln mit Ausnahme derjenigen, die nicht 
durch eine staatliche Beihilferegelung mit regional-
politischer Zweckbestimmung erfaßt sind. 

Artikel 3 

1. Die Durchführung der spezifischen Maßnahme 
erfolgt in der Form eines Sonderprogramms (im 
folgenden „Sonderprogramm" genannt), das der 
Kommission von dem betreffenden Mitglied-
staat vorgelegt wird. 

2. Ziel des Sonderprogramms ist die Stärkung der 
Wirtschaftsstrukturen und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen in den in Artikel 2 genannten Ge-
bieten. Im Hinblick hierauf zielt es darauf ab, 
die kleinen und mittleren Unternehmen und das 
Handwerk zu fördern, indem insbesondere de-
ren Ausrichtung auf die Märkte mit Hilfe von 
Marktanalysen erleichtert, ihr Produktionsappa-
rat und die sie umgebende Infrastruktur ange-
paßt und entwickelt und ihre Betriebsführung 
verbessert werden. Es zielt weiterhin auf die 
Förderung der Innovationen und die Nutzung 

der im Fremdenverkehr bestehenden Möglich-
keiten sowie die Verbesserung der Verkehrsver-
bindungen zwischen den Inseln untereinander 
sowie mit dem griechischen Festland ab. 

3. Das Sonderprogramm fügt sich in den Rahmen 
der Regionalentwicklungsprogramme nach Arti-
kel 6 der Fondsverordnung ein. 

4. Das Sonderprogramm enthält die unter Artikel 7 
dieser Verordnung vorgesehenen erforderlichen 
Angaben betreffend die Analyse der Lage und 
die Erfordernisse im Hinblick auf die in Absatz 2 
genannten Ziele, die geplanten Vorhaben und 
ihre zeitliche Abwicklung sowie alle generellen 
Merkmale, die zur Beurteilung seiner Überein-
stimmung mit den Zielen der Regionalentwick-
lung nötig sind. 

5. Die Laufzeit des Sonderprogramms beträgt fünf 
Jahre, vom sechzigsten Tag nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung an gerechnet. 

6. Das Sonderprogramm wird von der Kommission 
nach Stellungnahme des Fondsausschusses ge-
mäß dem in Artikel 16 der Fondsverordnung vor-
gesehenen Verfahren genehmigt. 

7. Bei der Genehmigung des Sonderprogramms 
stellt die Kommission sicher, daß es mit Arti-
kel 20 der Fonds-Verordnung übereinstimmt. 

8. Die Kommission unterrichtet das Europäische 
Parlament über die Beträge, die bei der Geneh-
migung des Sonderprogramms für die Gebiete 
festgesetzt werden. 

9. Das Sonderprogramm wird nach seiner Geneh

-

migung von der Kommission veröffentlicht. 

Artikel 4 

1. Die Vorschriften von Artikel 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2615/80 sind anzuwenden. 

2. Der Fonds kann sich ferner im Rahmen des Son-
derprogramms an folgenden Maßnahmen betei-
ligen: 

a) wenn es sich um kleine bzw. weit entfernt lie-
gende Inseln handelt, Verbesserung der Ver-
kehrsverbindungen der Inseln sowohl unter-
einander als auch zwischen ihnen und dem 
griechischen Festland in Verbindung mit den 
Maßnahmen nach Artikel 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2615/80, und zwar 
— Maßnahmen zur Verbesserung des Zu-

gangs zu den Inseln durch die Errichtung 
oder den Ausbau der See- und Luftver-
kehrswege; 

— Ausbau der Verkehrsdienstleistungen; 

b) Erhaltung der Umwelt und Entwicklung des 
Fremdenverkehrspotentials durch die Erstel-
lung von Anlagen zur Analyse und Überwa-
chung der Qualität der Gewässer und durch 
den Bau oder Ausbau von Anlagen zur Auf-
bereitung und Beseitigung von Abfällen; 

c) Anlagen zur Meerwasserentsalzung; 
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d) ferner kann die Tätigkeit der Agenturen zur 
Aktivierung unternehmerischer .  Initiativen 
nach Artikel 4 Nummer 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2615/80 geeignete Beratungsmaß-
nahmen für griechische Staatsangehörige 
enthalten, die sich in den anderen Mitglied-
staaten niedergelassen haben und ohne Be-
schäftigung oder in Gefahr sind, ihren Ar-
beitsplatz zu verlieren. Diese Aktionen wer-
den in enger Koordination mit den betreffen-
den Mitgliedstaaten durchgeführt. 

Artikel 5 

1. Die Vorschriften von Artikel 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2615/80 sind anzuwenden. 

2. Darüber hinaus, was die Maßnahmen nach Arti-
kel 4 Absatz 2 betrifft, beträgt die gemeinschaft-
liche Beteiligung: 

a) bei Maßnahmen betreffend die unter Buch-
stabe a erster Gedankenstrich genannten 
Verkehrsverbindungen: 50 % der Ausgaben 
der öffentlichen Hand; 

b) bei Maßnahmen betreffend die unter Buch-
stabe a zweiter Gedankenstrich genannten 
Verkehrsdienstleistungen: im ersten Jahr 
50 % des. Beitrags der öffentlichen Hand zu 
den Nettobetriebskosten dieser Dienstlei-
stungen. Die Beihilfe erstreckt sich über drei 
Jahre und verläuft degressiv; 

c) bei Maßnahmen betreffend die unter Buch-
stabe b genannten Anlagen zur Wasserana-
lyse und zur Aufbereitung und Beseitigung 
von Abfällen: 50 % der Ausgaben der öffentli-
chen Hand; 

d) bei Maßnahmen betreffend die unter Buch-
stabe c genannten Anlagen zur Meerwasser-
entsalzung: 50% der Ausgaben der öffentli-
chen Hand. 

3. Bei den Beihilfen nach Absatz 2 Buchstabe a, c 
und d ist die Kumulierung der Beihilfen aus der 
nichtquotengebundenen und der quotengebun-
denen Abteilung des Fonds ausgeschlossen. 

Artikel 6 

Die Vorschriften von Artikel 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2615/80 sind anzuwenden. 

Artikel 7 

Das Sonderprogramm enthält die im Anhang der 
Verordnung (EWG) Nr. 2615/80 vorgesehenen Anga-
ben. Es enthält darüber hinaus: 

a) Analyse des Bedarfs an Verkehrsverbindungen 
der Inseln sowohl untereinander als auch zwi-
schen ihnen und dem griechischen Festland und 
an Verkehrsdienstleistungen. Beschreibung der 
bestehenden Beihilferegelung hinsichtlich die-
ser Verkehrsdienstleistungen unter Angabe der 
daraus im Jahresdurchschnitt erwachsenden öf-
fentlichen Aufwendungen. 

b) Beschreibung des Bedarfs an Wasserqualitäts-
analysen und Abfallbeseitigung. 

c) Im Zusammenhang mit den Maßnahmen gemäß 
Artikel 4 Absatz 2: 

i) Beschreibung der geplanten Aktionen hin-
sichtlich der Förderung der Verkehrsdienst-
leistungen; 

ii) Art und Standort der Verkehrsinfrastruktu-
ren, 
Vorausschau auf die Errichtung von Abfall-
beseitigungsanlagen, 
Analyseanlagen und Meerwasserentsal-
zungsanlagen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung präjudiziert nicht die in Gang 
befindliche Überprüfung der Fondsverordnung 
nach deren Artikel 22. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Finanzbogen 

L Haushaltslinie 

Titel V 
Kapitel 51 
Artikel 510 

2. Titel der Maßnahme 

Spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur regiona-
len Entwicklung bestimmter griechischer Gebiete 
im Zusammenhang mit der Erweiterung der Ge-
meinschaft. 

3. Juristische Grundlage 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 214/79. 

4. Beschreibung der Maßnahme 

Diese Maßnahme betrifft die Inseln der griechi-
schen Republik. Sie wird mit Hilfe eines Sonderpro-
gramms durchgeführt, das eine Laufzeit von fünf 
Jahren hat. 

Das Programm entspricht in seiner Zielsetzung den 
Sonderprogrammen zur Durchführung der spezifi-
schen Maßnahme gemäß Verordnung Nr. 2615/80 
(Entwicklung der KMU und des Handwerks, Förde-
rung von Innovationen und des Fremdenverkehrs 
auf dem Land sowie die Aktivierung unternehmeri-
scher Initiativen). Darüber hinaus hat es die Ver-
besserung der Verkehrsverbindungen der Inseln 
mit dem griechischen Festland und untereinander, 
die Erhaltung der Umwelt und die Errichtung von 
Anlagen zur Meerwasserentsalzung zum Ziel. 

5. Finanzielle Auswirkung 

Die voraussichtliche Beteiligung des Fonds an die-
sem Sonderprogramm wird auf 40 Mio. ECU für den 
Zeitraum 1983 bis 1987 veranschlagt. 

6. Für das Sonderprogramm betreffend die griechi-
schen Regionen vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

Verordnung 2615/80 in geänderter Fassung 
4.1 	KMU 	 10,0 
4.3 	Handwerk 
4.2 	Innovationen 	 1,6 

4.4 	Fremdenverkehr auf dem 
Lande 	 7,4 

4.5 	Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 	 2,0 

Vorliegende Verordnung 

4.2 a) 	Verkehrsverbindungen 	7,0 

4.2 b) 	Umwelt 	 4,0 

4.2 c) 	Meerwasserentsalzung 	8,0 

Insgesamt 40 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpfl ich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 2,8 5,2 10 14 8 40 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 zur 
Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick 
auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für neue Wi rtschaftszweige in bestimmten 
von der Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie betroffenen Gebieten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 3325/80 2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission 3), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 4), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 5), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (im fol-
genden „Fondsverordnung" genannt) sieht unab-
hängig von der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a 
der gleichen Verordnung festgelegten Aufteilung 
der Mittel nach Ländern eine Beteiligung des 
Fonds an der Finanzierung von spezifischen Ge-
meinschaftsmaßnahmen zur regionalen Entwick-
lung vor, insbesondere soweit sie in Verbindung mit 
den Gemeinschaftspolitiken und Maßnahmen ste-
hen, die die Gemeinschaft beschließt, um das 
regionale Ausmaß dieser Politiken besser berück-
sichtigen oder die regionalen Auswirkungen dieser 
Politiken abschwächen zu können. 

Im Rahmen dieses Artikels verabschiedete der Rat 
am 7. Oktober 1980 eine erste Reihe von Verordnun-
gen zur Einführung von spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahmen zur regionalen Entwicklung, 
insbesondere die Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 6) 
zur Einführung einer spezifischen Gemeinschafts-
maßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick 
auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen 
für neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der 
Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie 
betroffenen Gebieten (nachstehend „spezifische 
Maßnahme" genannt). 

In Anwendung der genannten Verordnung, insbe

-

sondere ihres Artikels 3, hat die Kommission Son

-

derprogramme für bestimmte Gebiete Belgiens und 

1) ABl. L 73 vom 21. März 1975, S. 1 
2) ABl. L 349 vom 23. Dezember 1980, S. 10 
3) ... 

4) ... 

5) ... 

6) ABl. L 271 vom 15. Oktober 1980, S. 9 

des Vereinigten Königreichs genehmigt und gleich-
zeitig die Bereitstellung von Mitteln zugunsten die-
ser Sonderprogramme beschlossen. 

Die Verschärfung der Probleme des Eisen- und 
Stahlsektors macht es erforderlich, die spezifische 
Maßnahme auf weitere Gebiete im Vereinigten Kö-
nigreich und in Frankreich auszudehnen. Die be-
troffenen Mitgliedstaaten haben der Kommission 
die Daten bezüglich der regionalen Probleme mitge-
teilt, die Gegenstand einer spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahme werden könnten. 

Darüber hinaus sind die Produktionsüberkapazitä-
ten im Eisen- und Stahlsektor ein wesentlicher 
Grund für die Schwierigkeiten dieses Sektors und 
der Abbau der Kapazitäten, der nach Maßgabe der 
von der Kommission festgelegten „Allgemeine Ziele 
Stahl" angestrebt werden soll, kann Rückwirkun-
gen auf die regionale Beschäftigungslage haben. 

In der Entscheidung Nr. 2320/81/EGKS vom 7. Au-
gust 1981 zur Einführung gemeinschaftlicher Re-
geln für Beihilfen zugunsten der Eisen- und Stahl-
industrie 7) hat die Kommission vorgesehen, daß 
Beihilfen an die Eisen- und Stahlindustrie insbe-
sondere dann als vereinbar mit dem ordnungsge-
mäßen Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
angesehen werden können, „wenn das begünstigte 
Unternehmen bzw. die begünstigte Unternehmens-
gruppe ein zusammenhängendes, genau festgeleg-
tes Umstrukturierungsprogramm durchführt" und 
„wenn das betreffende Umstrukturierungspro-
gramm einen Abbau der Produktionskapazität der 
begünstigten Unternehmen bzw. der begünstigten 
Unternehmensgruppe bewirkt". 

Die Kommission muß über die Beihilfeanträge ent-
scheiden, die ihr im Rahmen der Umstrukturie-
rungsprogramme vorgelegt werden, und diese An-
träge müssen ihr bis zum 30. September 1982 späte-
stens zugestellt worden sein. 

Es empfiehlt sich, die spezifische Maßnahme schon 
jetzt in den Gebieten durchzuführen, in denen erst 
kürzlich ein erheblicher Rückgang der Eisen- und 
Stahlindustrie zu verzeichnen war, sofern er schon 
zur Verschärfung des bestehenden regionalen Un-
gleichgewichts beigetragen hat. 

Die spezifische Maßnahme soll ebenfalls in Gebie-
ten durchgeführt werden, die durch einen erwarte-
ten erheblichen Beschäftigungsrückgang im Zu-
sammenhang mit der notwendigen Anpassung der 
Produktionskapazitäten in der Eisen- und Stahlin-
dustrie gekennzeichnet sind, sobald die Kommis- 

7) ABl. L 228 vom 13. August 1981, S. 14 



Drucksache 10/516 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

sion Stellung zu den einzelstaatlichen Umstruktu-
rierungsprogrammen bezogen hat. 

Die spezifische Maßnahme soll durch die Einfüh-
rung bestimmter neuer Beihilfemaßnahmen er-
gänzt werden, um die Wirtschaftsstruktur dieser 
Gebiete zu stärken und so zur Schaffung alternati-
ver Arbeitsplätze beizutragen. 

Die Entwicklung kleiner und mittlerer Unterneh-
men (im folgenden „KMU` genannt) kann noch 
schneller gefördert werden, indem ihnen ermöglicht 
wird, ihr Produktionspotential mit Hilfe von Inve-
stitionsbeihilfen besser anzupassen. 

Diese Investitionen können durch Kapitalbeihilfen 
gefördert werden, die zusätzlich zu den bestehen-
den einzelstaatlichen Beihilfen gewährt werden 
oder durch Zinsvergütungen, die von der Kommis-
sion auf Globaldarlehen der Gemeinschaft gewährt 
werden. 

Es wird angezeigt, die Aktivierung unternehmeri-
scher Initiativen in den betreffenden Gebieten 
durch eine aktive Politik der Beihilfen und öffentli-
chen Dienstleistungen stärker zu fördern, insbeson-
dere soweit diese im Rahmen des Sonderpro-
gramms vorgesehen sind; zu diesem Zweck ist es 
angebracht, Informationsagenturen aufzubauen 
bzw. auszubauen, die die vorhandenen oder poten-
tiellen Unternehmer über Zugangsmöglichkeiten zu 
diesen Beihilfen und Dienstleistungen aufklären 
und ihnen helfen, diese in Anspruch zu nehmen. 

Es ist angebracht, die Bestimmungen der Verord-
nung (EWG) Nr. 2616/80 betreffend die Mittelbin-
dungen im Haushalt und die Gewährung von Vor-
schüssen durch den Fonds zu ändern, um die 
Durchführung der Sonderprogramme zu beschleu-
nigen. 

Die Durchführung der spezifischen Maßnahme, sol-
chermaßen verstärkt und auf weitere Gebiete aus-
gedehnt, erfordert die Bereitstellung zusätzlicher 
Finanzmittel. Es ist notwendig, daß einerseits die 
Mitgliedstaaten, für die bereits ein Sonderpro-
gramm genehmigt worden ist, dieses Programm 
entsprechend ändern und Frankreich der Kommis-
sion ein Sonderprogramm entsprechend den Vor-
schriften der Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 vor-
legt, und daß andererseits die anderen betroffenen 
Mitgliedstaaten ein Sonderprogramm zu einem spä-
teren Zeitpunkt vorlegen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 wird wie folgt 
geändert: 

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

1. Die spezifische Maßnahme betrifft die Ge-
biete, die Gegenstand einer einzelstaatli-
chen Beihilferegelung mit regionaler 

Zweckbestimmung sind und deren Wirt-
schaft zu einem großen Teil auf der Eisen- 
und Stahlindustrie beruht, und auf die wei-
terhin mindestens eine der beiden folgen-
den Kriterien zutrifft: 

a) erheblicher Rückgang des Eisen- und 
Stahlsektors in der letzten Zeit, der be-
reits zur Verschärfung des bestehenden 
regionalen Ungleichgewichts beigetra-
gen hat; 

b) erwartete deutliche Verringerung der 
Beschäftigung im Zusammenhang mit 
der notwendigen Anpassung der Produk-
tionskapazitäten im Eisen- und Stahlbe-
reich. 

2. a) Die spezifische Maßnahme betrifft — 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung — 
folgende Gebiete, soweit sie das Krite-
rium nach Absatz 1 Buchstabe a erfül-
len: 

Belgien 
Die Provinzen Hennegau, Lüttich und 
Luxemburg (Entscheidung der Kommis-
sion vom 22. Juli 1982). 

Italien 
Die Provinz Neapel. 

Vereinigtes Königreich 
Die Region Strathclyde, die Counties Cle-
veland, Clwyd, South Glamorgan, West 
Glamorgan (einschließlich des Arbeits-
einzugsgebiets von Port Talbot in Mid 
Glamorgan), Gwent, das „employment Of-
fice area of Corby", das Arbeitseinzugs-
gebiet („travel-to-work area") von Lia-
nelli im County Dyfed sowie die Counties 
Durham, Humberside und South York-
shire. 

Frankreich 
Die Departements Moselle, Nord, Pas-de

-

Calais und Meurthe-et-Moselle sowie im 
letztgenannten Departement die Agglo-
meration Nancy. 

b) Die spezifische Maßnahme kommt in 
den nach Absatz 1 Buchstabe b bestimm-
ten Gebieten zur Anwendung, sobald die 
Kommission zu den Umstrukturierungs-
programmen, die von den Mitgliedstaa-
ten aufgrund der Entscheidung Nr. 2320/ 
81/EGKS der Kommission zur Einfüh-
rung gemeinschaftlicher Regeln für Bei-
hilfen zugunsten der Eisen- und Stahlin-
dustrie 8) vorgelegt werden, Stellung be-
zogen hat."  

2. In Artikel 3 wird folgender Absatz eingefügt: 

„6.1 Bei der Genehmigung des Sonderpro-
gramms stellt die Kommission sicher, daß 
das Sonderprogramm mit Artikel 20 der 
Fonds-Verordnung übereinstimmt." 

8) ABl. L 228 vom 13. August 1981, S. 14 
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3. Artikel 3 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 
Das Sonderprogramm wird nach seiner Geneh-
migung von der Kommission veröffentlicht. 

4. In Artikel 4 werden folgende Nummern ange-
fügt:  
„7. Erstellung sektoraler Analysen, mit deren 

Hilfe die KMU über die Möglichkeiten der 
einzelstaatlichen, gemeinschaftlichen und 
außergemeinschaftlichen Märkte infor-
miert und über die davon zu erwartenden 
Auswirkungen auf die Produktion und Or-
ganisation dieser Unternehmen aufgeklärt 
werden. 

8. Zusätzliche Beihilfen für Investitionen der 
KMU mit dem Ziel, neue Betriebe zu schaf-
fen oder die Anpassung der Produktion an 
die Möglichkeiten der Märkte zu erleich-
tern, soweit die unter 7 genannten Analy-
sen oder andere Marktanalysen dies recht-
fertigen. Diese Investitionen können auch 
von mehreren Unternehmen gemeinsam 
genutzte Dienstleistungseinrichtungen be-
treffen. 

9. Investitionsbeihilfen in Form von Zinsver-
gütungen auf Globaldarlehen zugunsten 
von kleineren Industrievorhaben zur För-
derung der Schaffung und Entwicklung 
von KMU; diese Beihilfen werden entwe-
der auf normale Darlehensmittel der Euro-
päischen Investitionsbank (EIB) oder im 
Rahmen der Ratsentscheidung zur Er-
mächtigung der Kommission zur Darle-
hensaufnahme für die Gewährung von 
Darlehen im Rahmen des Neuen Gemein-
schaftsinstruments oder unter Artikel 56 
des EGKS-Vertrages gewährt. 

10. Aktivierung unternehmerischer Initiati-
ven: 
Aufbau oder Ausbau von Agenturen zur 
Aktivierung unternehmerischer Initiati-
ven, die folgende Aufgaben erhalten: 

a) Aufspüren („prospection") möglicher 
unternehmerischer Initiativen auf-
grund unmittelbarer Fühlungnahme 
zum örtlichen Wirtschaftsgeschehen, 
und zwar durch Beratungsmaßnahmen 
über die Möglichkeiten des Zugangs zu 
Beihilfen und zu Dienstleistungen der 
öffentlichen Hand, insbesondere zu je-
nen, die im Rahmen des Sonderpro-
gramms vorgesehen sind; 

b) Begleitung der Umsetzung dieser Initia-
tiven durch Beratung der vorhandenen 
oder potentiellen Unternehmer bei der 
Inanspruchnahme dieser Beihilfen und 
Dienstleistungen." 

5. In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g wird der 
Satzteil „wobei die Obergrenze 50 000 ERE pro 
Studie beträgt" ersetzt durch „wobei die Ober-
grenze 150 000 ECU pro , Studie beträgt". 

6. In Artikel 5 werden in Absatz 1 folgende Buch-
staben angefügt: 

„i) bei Maßnahmen zur Erstellung der sekto-
ralen Analysen nach Artikel 4, Nummer 7: 
70% der Kosten; 

j) bei Maßnahmen zur Förderung von Inve-
stitionen nach Artikel 4, Nummer 8: 50 % 
der Ausgaben der öffentlichen Hand für 
die Investitionsbeihilfen, soweit diese Bei- 
hilfen eine Ergänzung zu den günstigsten 
Beihilfen der bestehenden einzelstaatli-
chen Regelung beinhalten. Diese Ergän-
zungsbeihilfe kann bis zu 10 % der Investi-
tionskosten betragen; 

k) bei Maßnahmen verbunden mit Zinsvergü-
tungen nach Artikel 4, Nummer 9: die Zins-
vergütung beträgt drei Prozentpunkte und 
erstreckt sich über fünf Jahre. Sie wird aus 
Haushaltsmitteln der Gemeinschaft fi-
nanziert; 

1) bei Maßnahmen zur Aktivierung unterneh-
merischer Initiativen nach Artikel 4 Num-
mer 10: 50% der Ausgaben in Verbindung 
mit den laufenden Kosten der Tätigkeiten 
der mit dieser Belebung beauftragten 
Agenturen. Diese Tätigkeiten, die neu sein 
und in gezielter Weise die in Artikel 2 ge-
nannten Gebiete betreffen müssen, können 
jeweils vom betreffenden Mitgliedstaat 
Privatinstitutionen anvertraut werden."  

7. Artikel 5 Absatz 2 wird ersetzt durch: 
„2. Bei den Beihilfen nach Absatz 1 Buchstabe 

a, j und k ist die Kumulierung der Beihil-
fen der nichtquotengebundenen und der 
quotengebundenen Abteilung des Fonds 
ausgeschlossen." 

8. Artikel 5 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Die mit der Finanzierung des Sonderpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbin-
dungen, mit Ausnahme der Zinsvergütun-
gen auf Globaldarlehen der Gemeinschaft, 
werden in jährlichen Tranchen vorgenom-
men. Die erste Tranche wird anläßlich der 
Genehmigung des Programms durch die 
Kommission gebunden. Die Mittelbindung 
für die späteren jährlichen Tranchen er-
folgt entsprechend der Verfügbarkeit von 
Haushaltsmitteln und der Ausführung des 
Programms. Was die Zinsvergütungen 
nach Artikel 4 Nummer 9 betrifft, so wer-
den die Entscheidungen von der Kommis-
sion für jedes Globaldarlehen einzeln ge-
troffen, wenn sie ihre Stellungnahme an 
die Bank formuliert oder ein Globaldarle-
hen unter dem Neuen Gemeinschaftsin-
strument oder nach dem EGKS-Vertrag be-
schließt." 

9. In Artikel 5 wird folgender Absatz angefügt: 
„6. Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Be-

teiligung des Fonds im Rahmen der spezi-
fischen Maßnahme wird zu 40 % zugunsten 
des unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Kriteriums, zu 60% zugunsten 
des unter Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b 
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genannten Kriteriums zugeteilt. Im letzten 
Fall teilt die Kommission die verfügbaren 
Mittel unter Berücksichtigung der Wir-
kung auf die Beschäftigung zu, die sich aus 
der Durchführung der in Artikel 2 Absatz 2 
Buchstabe b genannten Umstrukturie-
rungsprogramme der Eisen- und Stahlin-
dustrie ergeben wird. In diesem Fall wer-
den auch, soweit es sich um Gebiete han-
delt, die das Kriterium nach Artikel 2 Ab-
satz 1 Buchstabe a nicht erfüllen, die Ar-
beitsplatzverluste in der Eisen- und Stahl-
industrie seit 1979 in Betracht gezogen." 

10. In Artikel 6 Absatz 1 erhält der Einleitungssatz 
folgende Fassung: 

„1. Mit Ausnahme der Beihilfen in Form von 
Zinsvergütungen gemäß Artikel 4 Num-
mer 9 wird der Beitrag des Fonds zugun-
sten der im Sonderprogramm vorgesehe-
nen Maßnahmen nach folgenden Regeln 
an den betreffenden Mitgliedstaat (oder 
nach den diesbezüglichen Angaben dessel-
ben an die Kommission) ausgezahlt:" 

11. In Artikel 6 Absatz 1 erhält Buchstabe c fol-
gende Fassung: 

„c) Auf Antrag des Mitgliedstaates können 
Vorschüsse von 80 % des Betrages einer je-
den jährlichen Tranche entsprechend der 
Ausführung der Maßnahmen und der Ver-
fügbarkeit der Haushaltsmittel gewährt 
werden. Bei Beginn der Durchführung der 
Maßnahmen kann ein Vorschuß auf die Be-
teiligung des Fonds betreffend die erste 
Jahrestranche von der Kommission ausge-
zahlt werden. Die Anträge auf Vorschüsse 
für die anderen jährlichen Tranchen kön-
nen eingereicht werden, wenn die Durch-
führung der vorangegangenen Tranche 
mindestens 30 % der Voranschläge erreicht 
hat. Der Betrag eines jeden Vorschusses 
wird auf Antrag des Mitgliedstaates aus-
gezahlt, wenn dieser bestätigt, daß die 
Durchführung bezüglich der betreffenden 
Tranche als abgeschlossen betrachtet wer-
den kann, und nach Mitteilung der Höhe 
der von der öffentlichen Hand geleisteten 
Ausgaben." 

12. In Artikel 6 wird folgender Absatz eingefügt: 

„1.1. Die Zinsvergütungen für Globaldarlehen 
der Gemeinschaft werden nach Maßgabe 
der den Unternehmen zugesagten Unter-
darlehen gewährt. 

Geeignete Übereinkommen werden zwi-
schen der Kommission, der Europäischen 
Investitionsbank und den Finanzinstitu-
ten, denen Globaldarlehen gewährt wer-
den, abgeschlossen, um die ordnungsge-
mäße Verwaltung dieser Beihilfen und die 
notwendigen Kontrollen zu gewährlei-
sten." 

13. In Artikel 6 Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Diese Mitteilung wird ergänzt durch von der 
Kommission erteilte Auskünfte über die An-
wendung von in Form von Zinsvergütungen auf 
Globaldarlehen der Gemeinschaft gewährten 
Gemeinschaftsbeihilfen." 

14. In Ziffer 3 des Anhangs werden in Buchstabe b 
folgende Unterabsätze angefügt: 

„Angabe der Art der sektoralen Analysen über 
die Produktionsstrukturen, über das Potential 
der Märkte und über die zur Anpassung und 
Weiterentwicklung dieser Produktion und ihrer 
Vermarktung zu ergreifenden Maßnahmen. 
Beschreibung der Modalitäten der Beihilfen für 
Investitionen, die im Rahmen des Programms 
gewährt werden. 
Beschreibung der im Rahmen des Programms 
vorgesehenen Aktionen zur Aktivierung unter-
nehmerischer Investitionen." 

Artikel 2 

1. Belgien, Italien und das Vereinigte Königreich 
ändern die in Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2616/80 genannten und von der Kommission 
genehmigten Sonderprogramme 9) entspre-
chend den in Artikel 1 vorgesehenen Änderun-
gen ab. 

2. Die geänderten Sonderprogramme werden von 
der Kommission entsprechend von Artikel 3 Ab-
satz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 geneh-
migt. 

3. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 5 
Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 darf 
der  Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten der 
geänderten Sonderprogramme den von der 
Kommission bei der Genehmigung dieser Pro-
gramme festgesetzten Betrag nicht überschrei-
ten. 

Artikel 3 

Die Laufzeit des von Frankreich vorzulegenden 
Sonderprogramms beträgt fünf Jahre, vom sechzig-
sten Tag nach Inkrafttreten dieser Verordnung an 
gerechnet. Die Laufzeit der in Artikel 2 genannten 
geänderten Sonderprogramme wird bis zum 
gleichen Zeitpunkt verlängert. 

Artikel 4 

Zuschußfähig sind die in Verbindung mit der Än-
derung der Sonderprogramme und die in Verbin-
dung mit dem von Frankreich vorzulegenden Son-
derprogramm vom Inkrafttreten dieser Verordnung 
an getätigten Ausgaben. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9) AB1... . 
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Finanzbogen 

1. Haushaltslinie 

Titel V 
Kapitel 51 
Artikel 510 

2. Titel der Maßnahme 

Verstärkung und Erweiterung der spezifischen Ge-
meinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungs-
hemmnissen für neue Wirtschaftszweige in be-
stimmten von der Umstrukturierung der Eisen- und 
Stahlindustrie betroffenen Gebieten gemäß der 
Verordnung (EWG) Nr. 2616/80 des Rates vom 7. Ok-
tober 1980. 

3. Juristische Grundlage 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 214/79. 

4. Beschreibung der Maßnahme 

Die großen Probleme im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Anpassung der von der Umstruk-
turierung der Eisen- und Stahlindustrie betroffenen 
Gebiete erfordern eine Verstärkung der schon in 
diesen Gebieten ergriffenen spezifischen Maßnah-
me. Diese Verstärkung beinhaltet zunächst die Be-
reitstellung zusätzlicher Mittel für die von den be-
troffenen Mitgliedstaaten gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 2616/80 vorgelegten und von der Kom-
mission genehmigten Sonderprogramme; ferner 
umfaßt sie die Einführung neuer Maßnahmen mit 
dem Ziel, die Entwicklung der KMU zu beschleuni-
gen (Beihilfen für sektorale Analysen und für Inve-
stitionen) und die Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen in diesen Gebieten verstärkt zu fördern. 
Schließlich wird die spezifische Maßnahme auf wei-
tere Gebiete im Vereinigten Königreich und in 
Frankreich ausgedehnt und wird zu einem späteren 
Zeitpunkt auch auf die Gebiete ausgedehnt werden, 
die durch einen erwarteten erheblichen Beschäfti-
gungsrückgang im Zusammenhang mit der notwen-
digen Anpassung der Produktionskapazitäten in 
der Eisen- und Stahlindustrie gekennzeichnet sein 
müssen. 

Die laufenden Sonderprogramme werden daher 
entsprechend angepaßt und verlängert; neue Son-
derprogramme mit einer Laufzeit von fünf Jahren 
werden vorgelegt. 

5. Finanzielle Auswirkung 

Die voraussichtliche Beteiligung des Fonds an der 
Anpassung der laufenden Sonderprogramme und 
an den neuen Sonderprogrammen wird mit 230 Mio. 
ECU für den Zeitraum 1983 bis 1987 veranschlagt. 

6. Für das Sonderprogramm betreffend die briti-
schen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 6,6 

42 Wohnungsbau — 

4.3 Betriebsführung, -organisation 

4.4 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 13,2 

4.5 Innovationen 

4.6 Beteiligungskapital 

4.7 Sektorale Analysen 

4.8 und Investitionen 10,6 

4.9 

4.10 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 2,6 

Insgesamt 33 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 6,6 6,6 6,6 6,6 6,6 33 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Abs. 1 Buch-
stabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr Zahlun-
gen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegangenen 
Verpflichtungen geleistet werden können und die 
Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeitpunkt 
erfolgen kann. 
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7. Für das Sonderprogramm betreffend die belgi-
schen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 

4.2 Wohnungsbau 

4.3 Betriebsführung, -organisation 

4.4 Gemeinsame Dienstleistungs- 2,5 
einrichtungen 

4.5 Innovationen 

4.6 Beteiligungskapital 

4.7 Sektorale Analysen 

4.8 und 
4.9 Investitionen 10 

4.10 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 0,5 

Insgesamt 13 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 2,6 2,6 2,6 2,6 2,6 13 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Abs. 1 Buch-
stabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr Zahlun-
gen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegangenen 
Verpflichtungen geleistet werden können und die 
Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeitpunkt 
erfolgen kann. 

8. Für das Sonderprogramm betreffend die italie-
nischen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 

4.2 Wohnungsbau 

4.3 Betriebsführung, -organisation 

4.4 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 

4.5 Innovationen 

4.6 Beteiligungskapital 

4.7 Sektorale Analysen 

4.8 und 
4.9 Investitionen 

4.10 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 

Insgesamt 4 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 4 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Abs. 1 Buch-
stabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr Zahlun-
gen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegangenen 
Verpflichtungen geleistet werden können und die 
Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeitpunkt 
erfolgen kann. 
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9. Für das Sonderprogramm betreffend die franzö-
sischen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 16,8 

4.2 Wohnungsbau — 

4.3 Betriebsführung, -organisation 

4.4 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 16,0 

4.5 Innovationen 

4.6 Beteiligungskapital 

4.7 Sektorale Analysen 

4.8 und Investitionen 8,4  
4.9 

4.10 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 0,8 

Insgesamt 42 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge

-

samt 

Mio. 
ECU 2,9 5,5 10,5 14,7 8,4 42 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 

10. Für die Sonderprogramme betreffend die unter 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b vorgesehenen 
Gebiete veranschlagter Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für die Pro-
gramme vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 

4.2 Wohnungsbau 

4.3 Betriebsführung, -organisation 

4.4 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 

4.5 Innovationen 

4.6 Beteiligungskapital 

4.7 Sektorale Analysen 

4.8 und 
4.9 Investitionen 

4.10 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 

Insgesamt 138 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge

-

samt 

Mio. 
ECU — 34,5 34,5 34,5 34,5 138 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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11. Vorgesehener Gesamtbetrag der Gemein-
schaftsbeteiligung 

a) Voraussichtliche Verteilung des für die Pro-
gramme vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 

4.2 Wohnungsbau 

4.3 Betriebsführung, -organisation 

4.4 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 

4.5 Innovationen 

4.6 Beteiligungskapital 

4.7 Sektorale Analysen 

4.8 und 
4.9 Investitionen 

4.10 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 

Insgesamt 230 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge

-

samt 

Mio. 
ECU 12,9 50,0 55,0 59,2 52,9 230 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 zur 
Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick 
auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für neue Wi rtschaftszweige in bestimmten 
von der Umstrukturierung der Schiffbauindustrie betroffenen Gebieten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 3325/80 2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission 3), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 4), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 5), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (im fol-
genden „Fondsverordnung" genannt) sieht unab-
hängig von der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a 
der gleichen Verordnung festgelegten Aufteilung 
der Mittel nach Ländern eine Beteiligung des 
Fonds an der Finanzierung von spezifischen Ge-
meinschaftsmaßnahmen zur regionalen Entwick-
lung vor, insbesondere soweit sie in Verbindung mit 
den Gemeinschaftspolitiken und Maßnahmen ste-
hen, die die Gemeinschaft beschließt, um das 
regionale Ausmaß dieser Politiken berücksichtigen 
oder die regionalen Auswirkungen dieser Politiken 
abschwächen zu können. 

Im Rahmen dieses Artikels verabschiedete der Rat 
am 7. Oktober 1980 eine erste Reihe von Verordnun-
gen zur Einführung spezifischer Gemeinschafts-
maßnahmen zur regionalen Entwicklung, insbeson-
dere die Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 6) zur Ein-
führung einer spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf 
die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für 
neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Um-
strukturierung der Schiffbauindustrie betroffenen 
Gebieten, im folgenden „spezifische Maßnahme" ge-
nannt. 

In Anwendung der genannten Verordnung, insbe

-

sondere ihres Artikels 3, hat die Kommission ein 
Sonderprogramm für bestimmte Gebiete des Verei- 

1) ABl. L 73 vom 21. März 1975, S. 1 
2) ABl. L 349 vom 23. Dezember 1980, S. 10 
3) ... 

4) ... 

5) ... 

6) ABI. L 271 vom 15. Oktober 1980, S. 16 

nigten Königreichs verabschiedet und gleichzeitig 
die Bereitstellung von Mitteln zugunsten dieses 
Sonderprogramms beschlossen. 

Der betreffende Mitgliedstaat hat der Kommission 
die Daten bezüglich der regionalen Probleme mitge-
teilt, die Gegenstand einer spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahme werden könnten. Die Verschär-
fung der Probleme im Schiffbausektor macht es er-
forderlich, daß die existierende spezifische Maß-
nahme durch die Einführung bestimmter neuer 
Beihilfemaßnahmen ergänzt wird, um die Wirt-
schaftsstruktur dieser Gebiete zu stärken und so 
zur Schaffung alternativer Arbeitsplätze beizutra-
gen. 

Die Entwicklung kleiner und mittlerer Unterneh-
men (im folgenden „KMU` genannt) kann noch 
schneller gefördert werden, indem ihnen ermöglicht 
wird, ihr Produktionspotential mit Hilfe von Inve-
stitionshilfen in Form von Kapitalbeihilfen besser 
anzupassen. 

Es ist angezeigt, die Aktivierung unternehmeri-
scher Initiativen in den betreffenden Gebieten 
durch eine aktive Politik der Beihilfen und öffentli-
chen Dienstleistungen stärker zu fördern, insbeson-
dere soweit diese im Rahmen des Sonderpro-
gramms vorgesehen sind; zu diesem Zweck ist es 
angebracht, Informationsagenturen aufzubauen 
bzw. auszubauen, die die vorhandenen oder poten-
tiellen Unternehmer über Zugangsmöglichkeiten zu 
diesen Beihilfen und Dienstleistungen aufklären 
und ihnen helfen, diese in Anspruch zu nehmen. 

Es ist angebracht, die Bestimmungen der Verord-
nung (EWG) Nr. 2617/80 betreffend die Mittelbin-
dungen im Haushalt und die Gewährung von Vor-
schüssen durch den Fonds zu ändern, um die 
Durchführung der Sonderprogramme zu beschleu-
nigen. 

Die Durchführung dieser spezifischen Maßnahme, 
solchermaßen verstärkt, erfordert die Bereitstel-
lung zusätzlicher Finanzmittel. 

Es ist notwendig, daß das Vereinigte Königreich der 
Kommission ein geändertes Sonderprogramm vor-
legt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 wird wie folgt 
geändert: 
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1. In Artikel 3 wird folgender Absatz eingefügt: 

„6.1 Bei der Genehmigung des Sonderpro-
gramms stellt die Kommission sicher, daß 
das Sonderprogramm mit Artikel 20 der 
Fonds-Verordnung übereinstimmt." 

2. Artikel 3 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 
„8. Das Sonderprogramm wird nach seiner Ge-

nehmigung von der Kommission veröffent-
licht." 

3. In Artikel 4 werden folgende Nummern ange-
fügt: 
„7. Erstellung sektoraler Analysen, mit deren 

Hilfe die KMU über die Möglichkeiten der 
einzelstaatlichen, gemeinschaftlichen und 
außergemeinschaftlichen Märkte informiert 
und über die davon zu erwartenden Auswir-
kungen auf die Produktion und Organisa-
tion dieser Unternehmen aufgeklärt wer-
den. 

8. Zusätzliche Beihilfen für Investitionen der 
KMU mit dem Ziel, neue Betriebe zu schaf-
fen oder die Anpassung der Produktion an 
die Möglichkeiten der Märkte zu erleich-
tern, soweit die unter 7 genannten Analysen 
oder andere Marktanalysen dies rechtferti-
gen. Diese Investitionen können auch von 
mehreren Unternehmen gemeinsam ge-
nutzte Dienstleistungseinrichtungen betref-
fen. 

9. Aktivierung unternehmerischer Initiativen: 
Aufbau oder Ausbau von Agenturen zur Ak-
tivierung unternehmerischer Initiativen, die 
folgende Aufgaben erhalten: 
a) Aufspüren („prospection") möglicher un-

ternehmerischer Initiativen aufgrund 
unmittelbarer Fühlungnahme zum örtli-
chen Wirtschaftsgeschehen, und zwar 
durch Beratungsmaßnahmen über die 
Möglichkeiten des Zugangs zu Beihilfen 
und zu Dienstleistungen der öffentlichen 
Hand, insbesondere zu jenen, die im 
Rahmen des Sonderprogramms vorgese-
hen sind. 

b) Begleitung der Umsetzung dieser Initia-
tiven durch Beratung der vorhandenen 
oder potentiellen Unternehmer bei der 
Inanspruchnahme dieser Beihilfen und 
Dienstleistungen." 

4. In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g wird der Satz-
teil 
„wobei die Obergrenze 50 000 ERE pro Studie 
beträgt" ersetzt durch „wobei die Obergrenze 
150 000 ECU pro Studie beträgt". 

5. In Artikel 5 werden in Absatz 1 folgende Buch-
staben eingefügt: 
„i) bei Maßnahmen zur Erstellung der sektora-

len Analysen nach Artikel 4 Nummer 7: 70% 
der Kosten; 

j) bei Maßnahmen zur Förderung von Investi-
tionen nach Artikel 4 Nummer 8: 50 % der 
Ausgaben der öffentlichen Hand für die In

-

vestitionsbeihilfen, soweit diese Beihilfen 
eine Ergänzung zu den günstigsten Beihil-
fen der bestehenden einzelstaatlichen Rege-
lung beinhalten. Diese Ergänzungsbeihilfe 
kann bis zu 10% der Investitionskosten be-
tragen. Die öffentliche Beihilfe kann in 
Form einer Kapitalsubvention oder einer 
Zinsvergütung gewährt werden; 

k) bei Maßnahmen zur Aktivierung unterneh-
merischer Initiativen nach Artikel 4 Num-
mer 9: 50% der Ausgaben in Verbindung mit 
den laufenden Kosten der Tätigkeiten der 
mit dieser Belebung beauftragten Agentu-
ren. Diese Tätigkeiten, die neu sein und in 
gezielter Weise die in Artikel 2 genannten 
Gebiete betreffen müssen, können jeweils 
vom betreffenden Mitgliedstaat Privatinsti-
tutionen anvertraut werden ."  

6. In Artikel 5 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 
„2. Bei den Beihilfen nach Nummer 1 Buchsta-

be a und j ist die Kumulierung der Beihilfen 
aus der nichtquotengebundenen und der 
quotengebundenen Abteilung des Fonds 
ausgeschlossen." 

7. In Artikel 5 erhält Absatz 5 folgende Fassung: 
„5. Die mit der Finanzierung des Sonderpro-

gramms zusammenhängenden Mittelbin-
dungen werden in jährlichen Tranchen vor-
genommen. Die erste Tranche wird anläß-
lich der Genehmigung des Programms 
durch die Kommission gebunden. Die Mit-
telbindung für die späteren jährlichen Tran-
chen erfolgt entsprechend der Verfügbar-
keit von Haushaltsmitteln und der Ausfüh-
rung des Programms." 

8. In Artikel 6 Absatz 1 erhält Buchstabe c fol-
gende Fassung: 
„c) auf Antrag des Mitgliedstaates können Vor-

schüsse von 80% des Betrages einer jeden 
jährlichen Tranche, entsprechend der Aus-
führung der Maßnahmen und der Verfüg-
barkeit der Haushaltsmittel gewährt wer-
den. Bei Beginn der Durchführung der Maß-
nahmen kann ein Vorschuß auf die Beteili-
gung des Fonds betreffend die erste Jahres-
tranche von der Kommission ausgezahlt 
werden. Die Anträge auf Vorschüsse für die 
anderen jährlichen Tranchen können einge-
reicht werden, wenn die Durchführung der 
vorangegangenen Tranche mindestens 30% 
der Voranschläge erreicht hat. Der Betrag 
eines jeden Vorschusses wird auf Antrag 
des Mitgliedstaates ausgezahlt, wenn dieser 
bestätigt, daß die Durchführung bezüglich 
der betreffenden Tranche als abgeschlossen 
betrachtet werden kann, und nach Mittei-
lung der Höhe der von der öffentlichen 
Hand geleisteten Ausgaben." 

9. In Ziffer 3 des Anhangs werden in Buchstabe b 
folgende Unterabsätze angefügt: 
„Angabe der Art der sektoralen Analysen über 
die Produktionsstrukturen, über das Potential 
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der Märkte und über die zur Anpassung und 
Weiterentwicklung dieser Produktion und ihrer 
Vermarktung zu ergreifenden Maßnahmen. Be-
schreibung der Modalitäten der Beihilfen für In-
vestitionen, die im Rahmen des Programms ge-
währt werden. 

Beschreibung der im Rahmen des Programms 
vorgesehenen Aktionen zur Aktivierung unter-
nehmerischer Initiativen. 

Artikel 2 

1. Das Vereinigte Königreich ändert das in Arti-
kel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 ge-
nannte und von der Kommission genehmigte 
Sonderprogramm 7) entsprechend den in Arti-
kel 1 vorgesehenen Änderungen ab. 

2. Das geänderte Sonderprogramm wird von der 
Kommission entsprechend von Artikel 3 Ab-
satz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 geneh-
migt. 

3. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 5 
Abstz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 darf 
der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten des 
geänderten Sonderprogramms den von der 
Kommission bei seiner Genehmigung festge-
setzten Betrag nicht überschreiten. 

4. Die Laufzeit des geänderten Sonderprogramms 
wird bis zum Ende des fünften Jahres, vom sech-
zigsten Tag nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung an gerechnet, verlängert. 

5. Zuschußfähig sind die in Verbindung mit der 
Änderung des Sonderprogramms vom Inkraft-
treten dieser Verordnung an getätigten Ausga-
ben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Finanzbogen 

1. Haushaltslinie 

Titel V 
Kapitel 51 
Artikel 510 

2. Titel der Maßnahme 

Verstärkung der spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf 
die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für 
neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Um-
strukturierung der Schiffbauindustrie betroffenen 

7) ABl....  

Gebieten, gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2617/80 
des Rates vom 7. Oktober 1980. 

3. Juristische Grundlage 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 214/79. 

4. Beschreibung der Maßnahme 

Die großen Probleme im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Anpassung der von der Umstruk-
turierung der Schiffbauindustrie betroffenen ge-
biete erfordern eine Verstärkung der schon in die-
sen Gebieten ergriffenen spezifischen Maßnahme. 
Diese Verstärkung beinhaltet zunächst die Bereit-
stellung zusätzlicher Mittel für das von dem betrof-
fenen Mitgliedstaat gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 2617/80 vorgelegten und von der Kommission 
genehmigten Sonderprogramm; ferner umfaßt sie 
die Einführung neuer Maßnahmen mit dem Ziel, die 
Entwicklung der KMU zu beschleunigen (Beihilfen 
für sektorale Analysen und für Investitionen) und 
die Aktivierung unternehmerischer Initiativen in 
diesen Gebieten verstärkt zu fördern. 

Das laufende Sonderprogramm wird daher ange-
paßt und verlängert. 

5. Finanzielle Auswirkung 

Die voraussichtliche Beteiligung des Fonds an der 
Anpassung des Sonderprogramms wird mit 17 Mio. 
ECU für den Zeitraum 1983 bis 1987 veranschlagt. 

6. Für das Sonderprogramm betreffend die briti-
schen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 4,2 

4.2 Wohnungsbau — 

4.3 Betriebsführung, -organisation 

4.4 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 6,4 

4.5 Innovationen 

4.6 Beteiligungskapital 

4.7 Sektorale Analysen 5,1 
4.8 Investitionen 

4.9 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 1,3 

Insgesamt 17 
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b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 3,4 3,4 3,4 3,4 3,4 17 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6, Absatz 1, 
Buchstabe c) der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 zur 
Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick 
auf die Verbesserung der Sicherheit der Energieversorgung in einigen Gebieten der Gemeinschaft 
durch eine stärkere Nutzung neuer Technologien im Bereich der Stromgewinnung aus Wasserkraft 
und den Ausbau alternativer Energiequellen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 1 ), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 3325/ 
80 2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission 3), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 4), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschussses 5), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (im fol-
genden „Fondsverordnung" genannt) sieht unab-
hängig von der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstab a der 
gleichen Verordnung festgelegten Aufteilung der 
Mittel nach Ländern eine Beteiligung des Fonds an 
der Finanzierung von spezifischen Gemeinschafts-
maßnahmen zur regionalen Entwicklung vor, insbe-
sondere soweit sie in Verbindung mit den Gemein-
schaftspolitiken und Maßnahmen stehen, die die 
Gemeinschaft beschließt, um das regionale Ausmaß 
dieser Politiken besser berücksichtigen oder die 
regionalen Auswirkungen dieser Politiken ab-
schwächen zu können. 

Im Rahmen dieses Artikels verabschiedete der Rat 
am 7. Oktober 1980 eine erste Reihe von Verordnun-
gen zur Einführung von spezifischen Gemein-
schaftsmaßnahmen zur regionalen Entwicklung, 
insbesondere Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 6) zur 
Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf 
die Verbesserung der Energieversorgungssicher-
heit in einigen Gebieten der Gemeinschaft durch 
eine stärkere Nutzung neuer Technologien im Be-
reich der Stromgewinnung aus Wasserkraft und 
den Ausbau alternativer Energiequellen (nachste-
hend „spezifische Maßnahme" genannt). 

1) ABl. L 73 vom 21. März 1975, S. 1 
2) ABl. L 349 vom 23. Dezember 1980, S. 10 
3) ... 

4) ... 

5) ... 

6) ABl. L 271 vom 15. Oktober 1980, S. 23  

In Anwendung der genannten Verordnung, insbe-
sondere ihres Artikels 3, hat die Kommission ein 
Sonderprogramm für bestimmte Gebiete des Mez-
zogiorno verabschiedet und gleichzeitig die Bereit-
stellung von Mitteln zugunsten dieses Sonderpro-
gramms beschlossen. 

Seit der Verabschiedung der spezifischen Maß-
nahme ist Griechenland Mitglied der Gemeinschaft 
geworden; die Lage dieses Landes ist ebenfalls 
durch ein ausgeprägtes Energiedefizit und eine 
starke Abhängigkeit von den Erdöleinfuhren ge-
kennzeichnet; überdies sind auf den griechischen 
Inseln die Energiekosten besonders hoch. 

Die Entwicklung dieser Inseln bringt einen erhöh-
ten Energieverbrauch mit sich, der nicht zuletzt 
durch den Betrieb der Wasserversorgungsanlagen 
für die Landwirtschaft, die Industrie und den Frem-
denverkehr bedingt ist, weshalb es angebracht er-
scheint, die Errichtung neuer Produktionskapazitä-
ten zu fördern, die die Nutzung alternativer lokaler 
Energieressourcen erlauben. 

In disen Gebieten stellen die Erdwärmevorkommen 
eine wichtige alternative Energiequelle dar, deren 
Nutzung gefördert werden muß. Diese Möglichkeit 
muß auch in den Gebieten des Mezzogiorno, denen 
die spezifische Maßnahme gilt, vorgesehen wer-
den. 

Die betroffenen Mitgliedstaaten haben der Kom-
mission die Daten bezüglich der regionalen Pro-
bleme mitgeteilt, die Gegenstand einer spezifischen 
Gemeinschaftsmaßnahme werden könnten. 

Es ist angebracht, die Bestimmungen der Verord-
nung (EWG) Nr. 2618/80 betreffend die Mittelbin-
dungen im Haushalt und die Gewährung von Vor-
schüssen durch den Fonds zu ändern, um die 
Durchführung der Sonderprogramme zu beschleu-
nigen. 

Die Durchführung der spezifischen Maßnahme, sol-
chermaßen verstärkt und auf weitere Gebiete aus-
gedehnt, erfordert die Bereitstellung zusätzlicher 
Finanzmittel. 

Es ist notwendig, daß der Mitgliedstaat, für den 
bereits ein Sonderprogramm genehmigt worden ist, 
dieses Programm entsprechend ändert, und daß 
darüber hinaus Griechenland der Kommission ein 
Sonderprogramm entsprechend den Vorschriften 
der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 vorlegt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel 2 wird folgender Unterabsatz ange-
fügt: 

„Sie betrifft ebenfalls die griechischen Inseln 
mit Ausnahme derjenigen, die nicht durch eine 
staatliche Beihilfenregelung mit regionaler 
Zweckbestimmung erfaßt sind." 

2. Artikel 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Durchführung der spezifischen Maß-
nahme erfolgt in der Form eines Sonderpro-
gramms (im folgenden „Sonderprogramm" 
genannt), das der Kommission von den be-
treffenden Mitgliedstaaten vorgelegt wird."  

3. Artikel 3 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„8. Das Sonderprogramm wird nach seiner Ge-
nehmigung von der Kommission veröffent-
licht." 

4. Artikel 4 Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Installierung von Miniturbinen (genormte 
Stromerzeuger zur Nutzung kleiner Wasser-
fälle) einschließlich der Anpassung vorhan-
dener Anlagen und Nebenanlagen für die 
Stromerzeugung aus Wasserkraft sowie von 
Windgeneratoren und Geräten zur Nutzung 
der Sonnenenergie oder zur Energiegewin-
nung aus Biomasse, insbesondere aus Abfäl-
len; Arbeiten zur Erschließung von Erdwär-
mevorkommen und insbesondere Anlagen, 
die eine Nutzung dieser Vorkommen gestat-
ten. 
Die obengenannten Anlagen müssen tech-
nisch ausgereift sein und dürfen nicht für 
eine Förderung nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 1302/78 des Rates vom 12. Juni 
1978 über die Gewährung einer finanziellen 
Unterstützung für Vorhaben zur Nutzung al-
ternativer Energiequellen 7), nach der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 727/79 des Rates 8) zur 
Durchführung — auf dem Gebiet der Son-
nenenergie — der Verordnung (EWG) 
Nr. 1302/78 oder nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/79 des Rates 9) zur Durchfüh-
rung — auf dem Gebiet der Erdwärme — 
der  Verordnung (EWG) Nr. 1302/78 in Frage 
kommen." 

5. In Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a wird nach den 
Worten „Installation von Miniturbinen" einge-
fügt „Anlagen zur Nutzung der Erdwärmeener-
gie". 

6. Artikel 5 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Die mit der Finanzierung des Sonderpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbin-
dungen werden in jährlichen Tranchen vor-
genommen. Die erste Tranche wird anläß- 

7) ABl. L 158 vom 16. Juni 1978, S. 3 
8) ABl. L 93 vom 12. April 1979, S. 3 
9) ABl. L 93 vom 12. April 1979, S. 3  

lich der Genehmigung des Programms 
durch die Kommission gebunden. Die Mit-
telbindung für die späteren jährlichen Tran-
chen erfolgt entsprechend der Verfügbar-
keit von Haushaltsmitteln und der Ausfüh-
rung des Programms." 

7. In Artikel 6 Absatz 1 erhält Buchstabe c fol-
gende Fassung: 

„c) auf Antrag des Mitgliedstaates können Vor-
schüsse von 80 % des Betrages einer jeden 
jährlichen Tanche, entsprechend der Aus-
führung der Maßnahmen und der Verfüg-
barkeit der Haushaltsmittel gewährt wer-
den. Bei Beginn der Durchführung der Maß-
nahmen kann ein Vorschuß auf die Beteili-
gung des Fonds betreffend die erste Jahres-
tranche von der Kommission ausgezahlt 
werden. Die Anträge auf Vorschüsse für die 
anderen jährlichen Tranchen können einge-
reicht werden, wenn die Durchführung der 
vorangegangenen Tranche mindestens 30% 
der Voranschläge erreicht hat. Der Betrag 
eines jeden Vorschusses wird auf Antrag 
des Mitgliedstaates ausgezahlt, wenn dieser 
bestätigt, daß die Durchführung bezüglich 
der betreffenden Tranche als abgeschlossen 
betrachtet werden kann, und nach Mittei-
lung der Höhe der von der örtlichen Hand 
geleisteten Ausgaben." 

8. In Ziffer 2 des Anhangs wird in Buchstabe b fol-
gender Unterabsatz angefügt: 

„Vorausschätzung der zu installierenden Anla-
gen zur Nutzung der Erdwärmeenergie." 

Artikel 2 

1. Italien ändert das in Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2618/80 genannte und von der Kom-
mission genehmigte Sonderprogramm 10) ent-
sprechend den in Artikel 1 vorgesehenen Ände-
rungen ab. 

2. Das geänderte Sonderprogramm wird von der 
Kommission entsprechend von Artikel 3 Ab-
satz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 geneh-
migt. 

3. Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 5 
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 darf 
der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten des 
geänderten Sonderprogramms den von der 
Kommission bei seiner Genehmigung festge-
setzten Betrag nicht überschreiten. 

Artikel 3 

Die Laufzeit des von Griechenland vorzulegenden 
Sonderprogramms beträgt fünf Jahre, vom sechzig-
sten Tag nach Inkrafttreten dieser Verordnung an 
gerechnet. Die Laufzeit des in Artikel 2 genannten 
geänderten Sonderprogramms wird bis zum 
gleichen Zeitpunkt verlängert. 

10) ABl.... 
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Artikel 4 

Zuschußfähig sind die in Verbindung mit der Än-
derung des Sonderprogramms und dem von Grie-
chenland vorzulegenden Sonderprogramm vom In-
krafttreten dieser Verordnung an getätigten Ausga-
ben. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Finanzbogen 

1. Haushaltslinie 

Titel 5 
Kapitel 51 
Artikel 510 

2. Titel der Maßnahme 

Verstärkung und Erweiterung der spezifischen 
Maßnahme zur regionalen Entwicklung im Hin-
blick auf die Verbesserung der Sicherheit der Ener-
gieversorgung in einigen Gebieten der Gemein-
schaft durch eine stärkere Nutzung neuer Techno-
logien im Bereich der Stromgewinnung aus Wasser-
kraft und den Ausbau alternativer Energiequellen 
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 des Ra-
tes vom 7. Oktober 1980. 

3. Juristische Grundlage 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 214/79. 

4. Beschreibung der Maßnahme 

Der große Energiebedarf und die erheblichen 
Schwierigkeiten bei der Energieversorgung in eini-
gen Berggebieten des Mezzogiorno erfordern eine 
Verstärkung der schon zugunsten dieser Gebiete 
ergriffenen spezifischen Maßnahmen. Diese Ver-
stärkung beinhaltet zunächst die Bereitstellung zu-
sätzlicher Mittel für das von dem Mitgliedstaat ge-
mäß der Verordnung (EWG) Nr. 2618/80 vorgelegte 
und von der Kommission genehmigte Sonderpro-
gramm; ferner umfaßt sie die Einführung einer 
neuen Maßnahme mit dem Ziel, Erdwärmevorkom-
men zu nutzen. 

Das Sonderprogramm wird daher entsprechend an-
gepaßt und verlängert. 

Außerdem wird die spezifische Maßnahme auf die 
Inseln der griechischen Republik ausgedehnt. Die 
spezifische Maßnahme wird in diesem Fall eben-
falls in der Form eines Sonderprogramms mit einer 
Laufzeit von fünf Jahren durchgeführt. 

5. Finanzielle Auswirkungen 

Die voraussichtliche Beteiligung des Fonds an der 
Anpassung des laufenden Sonderprogramms und 
an dem neuen Sonderprogramm wird mit 43 Mio. 
ECU für den Zeitraum 1983 bis 1987 veranschlagt. 

6. Für das Sonderprogramm betreffend die italie-
nischen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

4.1 Installierung von Mini- 
Turbinen, Windgeneratoren 
und technischen Anlagen; 

Arbeiten zur Erschließung von 
Erdwärmevorkommen 18,4 

4.2 Demonstrationen, 
Durchführbarkeitsstudien 4,1 

4.3 Technische Einführungskurse 0,5 

Insgesamt 23 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge

-

samt 

Mio. 
ECU 4,4 4,6 4,6 4,6 4,6 23 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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7. Für das Sonderprogramm betreffend die griechi-
schen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen MW. 
ECU 

4.1 Installierung von Mini- 
Turbinen, Windgeneratoren 
und technischen Anlagen; 

Arbeiten zur Erschließung von 
Erdwärmevorkommen 16,0 

4.2 Demonstrationen, 
Durchführbarkeitsstudien 3,5 

4.3 Technische Einführungskurse 0,5 

Insgesamt 20 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 1,4 2,6 5 7 4 20 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 

8. Vorgesehener Gesamtbetrag der Gemeinschafts-
beteiligung 

a) Voraussichtliche Verteilung des für die Pro-
gramme vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Installierung von Mini- 
Turbinen, Windgeneratoren 
und technischen Anlagen; 

Arbeiten zur Erschließung von 
Erdwärmevorkommen 34,4 

4.2 Demonstrationen, 
Durchführbarkeitsstudien 7,6 

4.3 Technische Einführungskurse 1,0 

Insgesamt 43 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 6 7,2 9,6 11,6 8,6 43 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für 
neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Umstrukturierung der Textil- und Bekleidungsindu-
strie betroffenen Gebieten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 214/79 2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission 3) 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 4), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 5) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (im fol-
genden „Fondsverordnung" genannt) sieht unab-
hängig von der in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe a) 
der gleichen Verordnung festgelegten Aufteilung 
der Mittel nach Ländern eine Beteiligung des 
Fonds an der Finanzierung von spezifischen Ge-
meinschaftsmaßnahmen zur regionalen Entwick-
lung vor, insbesondere soweit sie in Verbindung mit 
den Gemeinschaftspolitiken und Maßnahmen ste-
hen, die die Gemeinschaft beschließt, um das 
regionale Ausmaß dieser Politiken besser berück-
sichtigen oder die regionalen Auswirkungen dieser 
Politiken abschwächen zu können. 

Die betroffenen Mitgliedstaaten haben der Korn-
mission die Daten bezüglich der regionalen Pro-
bleme mitgeteilt, die Gegenstand einer spezifischen 
Gemeinschaftsmaßnahme werden könnten. 

Die Mittel des Fonds werden unter Berücksichti-
gung des Intensitätsgrades der regionalen Un-
gleichgewichte in der Gemeinschaft verwendet. 

Die Kommission hat aufgrund der Artikel 92 ff. 
EWGV am 22. Juli 1971 einen Gemeinschaftsrah-
men für Beihilfen zugunsten der Textilindustrie 
aufgestellt, der am 4. Februar 1977 vervollständigt 
und den Mitgliedstaaten mitgeteilt wurde. Dieses 
System sieht vor, daß Beihilfen nur dann an Textil-
unternehmen gewährt werden dürfen, wenn sie zu 
einer Verbesserung der Industrie- und Handels-
struktur und insbesondere der Anpassung dieser 

1) ABl. L 73 vom 21. März 1975, S. 1 
2). ABl. L 349 vom 23. Dezember 1980, S. 10 
3) ... 

4) .. . 

5) ...  

Industrie an die neuen Anforderungen des Marktes 
und der Technik führen. 

Was die Außenpolitik im Textil- und Bekleidungsbe-
reich betrifft, so ist die Gemeinschaft Partei des 
internationalen Textilabkommens, nachstehend 
„Multifaserabkommen" genannt, das den Schwie-
rigkeiten des internationalen Marktes für Textilien 
und Bekleidung begegnen soll. Die kraft dieses Mul-
tifaserabkommens getroffenen Maßnahmen dürfen 
den autonomen Prozeß der industriellen Anpassung 
nicht unterbrechen oder stören; sie müssen die auf 
internationaler Ebene weniger wettbewerbsstarken 
Unternehmen ermutigen, sich schrittweise Produk-
tionslinien mit größeren Überlebenschancen oder 
anderen Wirtschaftssektoren zuzuwenden. 

In den Jahren 1974 bis 1977, dem Geltungszeitraum 
des ersten Multifaserabkommens, haben sich die 
Einfuhren von Textilerzeugnissen in die Gemein-
schaft in außerordentlich raschem Tempo entwik-
kelt. Seit 1978, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des zweiten Multifaserabkommens, haben diese 
Einfuhren noch weiter zugenommen, und dies hat 
zu einem sehr starken Beschäftigungsrückgang in 
diesem Sektor geführt. 

Am 22. Dezember 1981 wurde das dritte Multifaser

-

abkommen geschlossen. Bilaterale Verhandlungen 
zwischen der Gemeinschaft und den Drittländern 
sind im Gange. In Anbetracht der heutigen Wirt-
schaftskrise und stagnierender Nachfrage ist es un-
ausbleiblich, daß — selbst unter der Annahme, daß 
die Einfuhren gleichbleiben — die Textil- und Be-
kleidungsindustrie noch mehrere Jahre lang Ar-
beitskräfte wird freisetzen müssen. 

Eine Reihe von Gebieten der Gemeinschaft, die in 
hohem Maße von der Textil- und Bekleidungsin-
dustrie abhängen und bereits beträchtliche Einbu-
ßen an Arbeitsplätzen aufgrund des Niedergangs 
dieser Industrien erlitten haben, müssen mit einer 
Verstärkung dieser ungünstigen Einflüsse rech-
nen. 

In Belgien, Frankreich, Irland, Italien, dem Verei-
nigten Königreich und den Niederlanden liegen ei-
nige dieser Gebiete in Regionen, die bereits eine 
hohe Arbeitslosigkeit aufweisen. 

Es ist erforderlich, daß die Gemeinschaft durch eine 
spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur regiona-
len Entwicklung die örtlichen, nationalen und ge-
meinschaftlichen Maßnahmen zur Förderung der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze in diesen Gebieten 
verstärkt, um verlorengegangene Arbeitsplätze zu 
ersetzen und auf diese Weise zur Verringerung der 
regionalen Unterschiede beizutragen. 
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Weitere Interventionen der Gemeinschaftsfonds, 
die sinnvoll kombiniert werden können, müssen in 
diesen Gebieten durchgeführt werden. 

Ungünstige physische Umweltbedingungen, die 
durch den Niedergang einzelner Industrie- und 
Stadtviertel hervorgerufen sind, schrecken Arbeits-
plätze schaffende neue Wirtschaftszweige von der 
Ansiedlung in diesen Gebieten ab. 

Die Entwicklung kleiner und mittlerer Unterneh-
men (im folgenden „KMU` genannt), die in der 
Wirtschaft dieser Gebiete bereits einen bedeuten-
den Platz einnehmen, kann gefördert werden, in-
dem ihnen ermöglicht wird, ihr Produktionskapital 
mit Hilfe von Investitionsbeihilfen besser anzupas-
sen und auch, indem ihnen der Zugang zu den not-
wendigen Dienstleistungen im Bereich der Be-
triebsführung, der Organisation und der Finanzie-
rung erleichtert wird. 

Die Einführung neuer Erzeugnisse und technologi-
scher Verfahren kann zur Schaffung und zum Aus-
bau lebensfähiger Wirtschaftszweige in diesen Ge-
bieten beitragen; die KMU haben bei der Einfüh-
rung von Innovationen Schwierigkeiten. 

Es ist angezeigt, die Aktivierung unternehmeri-
scher Initiativen in den betreffenden Gebieten 
durch eine aktive Politik der Beihilfen und öffentli-
chen Dienstleistungen stärker zu fördern, insbeson-
dere, soweit diese im Rahmen des Sonderpro-
gramms vorgesehen sind; zu diesem Zweck ist es 
angebracht, Informationsagenturen aufzubauen 
bzw. auszubauen, die die vorhandenen oder poten-
tiellen Unternehmer über Zugangsmöglichkeiten zu 
diesen Beihilfen und Dienstleistungen aufklären 
und ihnen helfen, diese in Anspruch zu nehmen. 

Die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form mehr

-

jähriger Sonderprogramme durchgeführt werden; 
es obliegt der Kommission bei der Genehmigung 
dieser Programme, sich zu vergewissern, daß die 
dort vorgesehenen Maßnahmen mit den Bestim-
mungen dieser Verordnung übereinstimmen. 

Die Sonderprogramme müssen bestimmten Zielen 
entsprechen, die in den regionalen Entwicklungs-
programmen nach Artikel 6 der Fondsverordnung 
vorgesehen sind. 

Die Kommission hat durch Prüfung der jährlichen 
Berichte, die ihr der betreffende Mitgliedstaat zu 
diesem Zweck übermittelt, die ordnungsgemäße 
Durchführung der Sonderprogramme zu kontrollie-
ren. 

Es ist erforderlich, daß der Rat, das Europäische 
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
regelmäßig über die Anwendung dieser Verordnung 
unterrichtet werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaß-
nahme zur regionalen Entwicklung im Sinne von 

Artikel 13 der Fondsverordnung eingeführt (im fol-
genden „spezifische Maßnahme" genannt), die zur 
Beseitigung der Entwicklungshemmnisse für neue 
Wirtschaftszweige in einigen von der Umstrukturie-
rung der Textil- und Bekleidungsindustrie betroffe-
nen Gebieten beiträgt. 

Artikel 2 

Die spezifische Maßnahme betrifft folgende Ge-
biete: 

1. Belgien 

Die Gebiete werden festgelegt, sobald die belgi-
sche Regierung und die Kommission eine Unter-
suchung hinsichtlich der Durchführung des 
„Umstrukturierungsprogramms  für die Textil- 
und Bekleidungsindustrie" unternommen ha-
ben. 

2. Frankreich 

Die Departements Ariège, Loire, Pas-de-Calais, 
Tarn und Vosges einschließlich der angrenzen-
den Fördergebiete in den Departements Bas

-

Rhin und Haut-Rhin; in den Departements Arde-
che, Gard, Somme und Nord, die Gebiete, für die 
es eine einzelstaatliche Beihilferegelung mit 
regionaler Zweckbestimmung gibt, sowie im 
letztgenannten Departement die Textilgebiete 
im Arrondissement Lille. 

3. Irland 
Die „Planning Regions" Donegal, North-West 
und West. 

4. Italien 
In den Provinzen Arezzo, Como, Perugia, Pesaro-
Urbino, Pistoia, Treviso und Vercelli die Förder-
gebiete; die Provinzen Enna, Lecce, Bari und Pa-
lermo. 

5. Vereinigtes Königreich 
Nordirland, im County Tayside die Gebiete, für 
die es eine einzelstaatliche Beihilferegelung mit 
regionaler Zweckbestimmung gibt; im County 
West-Yorkshire die Arbeitseinzugsgebiete Brad-
ford, Dewsbury, Huddersfield, Keighley und 
Todmorden; im County Lancashire die Arbeits-
einzugsgebiete von Accrington, Blackburn, 
Burnley, Lancaster, Nelson, Rossendale; im 
County Greater Manchester die Arbeitseinzugs-
gebiete von Ashton-under-Lyne, Bolton, Bury, 
Leigh, Oldham, Rochdale und Wigam. 

6. Niederlande 

Das „COROP-Gebied" von Twente. 

Artikel 3 

1. Die Durchführung der spezifischen Maßnahme 
erfolgt in der Form eines Sonderprogramms (im 
folgenden „Sonderprogramm" genannt), das der 
Kommission von jedem der betroffenen Mit-
gliedstaaten vorgelegt wird. 
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2. Ziel des Sonderprogramms ist es, in den in Arti-
kel 2 genannten Gebieten zur Entwicklung von 
arbeitsplatzschaffenden Tätigkeiten beizutra-
gen. Zu diesem Zweck strebt es die Verbesse-
rung der physischen Umweltbedingungen an, 
die eine notwendige Voraussetzung für die An-
siedlung solcher Tätigkeiten ist, den Ausbau der 
KMU und die Förderung der Innovationen. 

3. Das Sonderprogramm fügt sich in den Rahmen 
der Regionalentwicklungsprogramme nach Arti-
kel 6 der Fondsverordnung ein. 

4. Das Sonderprogramm erhält die im Anhang zu 
dieser Verordnung vorgesehenen erforderlichen 
Angaben betreffend die Analyse der Lage und 
die Erfordernisse im Hinblick auf die in Absatz 2 
genannten Ziele, die geplanten Vorhaben und 
ihre zeitliche Abwicklung sowie alle generellen 
Merkmale, die zur Beurteilung seiner Überein-
stimmung mit den Zielen der Regionalentwick-
lung nötig sind. 

5. Die Laufzeit des Sonderprogramms beträgt fünf 
Jahre, vom 60. Tag nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung an gerechnet. 

6. Das Sonderprogramm wird von der Kommission 
nach Stellungnahme des Fondsausschusses ge-
mäß dem in Artikel 16 der Fondsverordnung vor-
gesehenen Verfahren genehmigt. 

7. Bei der Genehmigung des Sonderprogramms 
stellt die Kommission sicher, daß das Sonderpro-
gramm mit Artikel 20 der Fondsverordnung 
übereinstimmt. 

8. Die Kommission unterrichtet das Europäische 
Parlament über die Beträge, die bei der Geneh-
migung des Sonderprogramms für die Gebiete 
festgesetzt werden. 

9. Das Sonderprogramm wird nach seiner Geneh

-

migung von der Kommission veröffentlicht. 

Artikel 4 

Der Fonds kann sich im Rahmen des Sonderpro-
gramms an folgenden Maßnahmen beteiligen: 

1. Wiederherrichtung heruntergekommener Indu-
strieviertel oder Industrie- und Stadtviertel, so-
weit im letzteren Fall beide Merkmale nicht von-
einander zu trennen sind, einschließlich deren 
Sanierung und Wiederherstellung ihrer Lebens-
fähigkeit, Umwandlung von unbenutzten Indu-
striegebäuden und Grundstücken, einschließlich 
der Modernisierung von Räumen für die KMU, 
die Schaffung von Grünflächen sowie kleinere 
Arbeiten zur Verschönerung der Gegend, sowie 
ausnahmsweise Bau von Zufahrtsstraßen zu den 
Standorten neuer Gewerbebetriebe; 

2. Erstellung sektoraler Analysen, mit deren Hilfe 
die KMU über die Möglichkeiten der einzelstaat-
lichen, gemeinschaftlichen und außergemein-
schaftlichen Märkte informiert und über die da-
von zu erwartenden Auswirkungen auf die Pro

-

duktion und Organisation dieser Unternehmen 
aufgeklärt werden. 

3. Zusätzliche Beihilfen für Investitionen der KMU 
mit dem Ziel, neue Betriebe zu schaffen oder die 
Anpassung der Produktion an die Möglichkeiten 
der Märkte zu erleichtern, soweit die unter zwei 
genannten Analysen oder andere Marktanaly-
sen dies rechtfertigen. Diese Investitionen kön-
nen auch von mehreren Unternehmen gemein-
sam genutzte Dienstleistungseinrichtungen be-
treffen. 

4. Schaffung oder Ausbau von Beratungsgesell-
schaften oder anderen Beratungseinrichtungen 
im Bereich der Betriebsführung und -organisa-
tion der KMU durch direkte oder indirekte Bei-
hilfen. Die Tätigkeit dieser Gesellschaften oder 
Einrichtungen kann eine zeitlich begrenzte Hil-
feleistung umfassen, um den Unternehmen die 
Umsetzung der erteilten Empfehlungen zu er-
leichtern; 

5. Schaffung oder Ausbau von gemeinsamen 
Dienstleistungseinrichtungen für mehrere 
KMU; 

6. Innovationsförderung in der Industrie und im 
Dienstleistungssektor: 
a) Sammlung von Informationen über Innova-

tionen im Bereich der Produkte und der 
Technologie und deren Verbreitung unter 
den Unternehmen in den von der spezifi-
schen Maßnahme erfaßten Gebieten ein-
schließlich etwaiger Erprobung dieser Inno-
vationen; 

b) Anreize zur Einführung von Innovationen im 
Bereich der Produkte und der Technologie 
durch die KMU. 

7. Verbesserung des Zugangs der KMU zu Beteili-
gungskapital. 

8. Aktivierung unternehmerischer Initiativen: 

Aufbau oder Ausbau von Agenturen zur Aktivie-
rung unternehmerischer Initiativen, die fol-
gende Aufgaben erhalten: 
a) Aufspüren („prospection") möglicher unter-

nehmerischer Initiativen aufgrund unmittel-
barer Fühlungnahme zum örtlichen Wirt-
schaftsgeschehen, und zwar durch Bera

-

tungsmaßnahmen über die Möglichkeiten 
des Zugangs zu Beihilfen und zu Dienstlei-
stungen der öffentlichen Hand, insbesondere 
zu jenen, die im Rahmen des Sonderpro-
gramms vorgesehen sind; 

b) Begleitung der Umsetzung dieser Initiativen 
durch Beratung der vorhandenen oder poten-
tiellen Unternehmer bei der Inanspruch-
nahme dieser Beihilfen und Dienstleistun-
gen. 

Artikel 5 

1. Das Sonderprogramm wird von dem Mitglied-
staat und der Gemeinschaft gemeinsam finan- 
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ziert. Der Beitrag des Fonds erfolgt im Rahmen 
der im Gesamthaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften zu diesem Zweck vorgesehenen 
Mittel. 
Die gemeinschaftliche Beteiligung beträgt: 
a) bei den Sanierungs- und Baumaßnahmen 

nach Artikel 4 Nummer 1:50 % der Ausgaben 
der öffentlichen Hand; 

b) bei Maßnahmen zur Erstellung der sektora-
len Analysen nach Artikel 4 Nummer 2:70 % 
der Kosten; 

c) bei Maßnahmen zur Förderung von Investi-
tionen nach Artikel 4 Nummer 4:50 % der 
Ausgaben der öffentlichen Hand für die Inve-
stitionsbeihilfen, soweit diese Beihilfen eine 
Ergänzung zu den günstigsten Beihilfen der 
bestehenden einzelstaatlichen Regelung 
beinhalten. Diese Ergänzungsbeihilfe kann 
bis zu 10 % der Investitionskosten betragen; 
die öffentliche Beihilfe kann in Form einer 
Kapitalsubvention oder einer Zinsvergütung 
gewährt werden. 

d) bei den Maßnahmen zur Förderung der Bera-
tung nach Artikel 4 Nummer 4: Beihilfe zur 
Deckung eines Teiles der Ausgaben der Un-
ternehmen für die von den Beratungsgesell-
schaften oder -stellen erbrachten Leistungen. 
Diese Beihilfe ist degressiv und erstreckt 
sich über drei Jahre. Sie deckt im ersten Jahr 
70 % der Ausgaben, überschreitet jedoch 
nicht 55 % der Gesamtausgaben für den Zeit-
raum von drei Jahren (indirekte Beihilfe); 

e) bei den Maßnahmen nach Buchstabe d) kann 
der Mitgliedstaat dieses System durch ein 
gleichwertiges Beihilfesystem zugunsten der 
Beratungsgesellschaften oder -stellen erset-
zen (direkte Beihilfe); 

f) bei den Maßnahmen zur Förderung gemein-
samer Dienstleistungseinrichtungen nach 
Artikel 4 Nummer 5: Beihilfe zur Deckung ei-
nes Teils der Ausgaben der Unternehmen für 
den laufenden Betrieb dieser Einrichtungen. 
Diese Beihilfe ist degressiv und erstreckt 
sich über drei Jahre. Sie deckt im ersten Jahr 
70 % der Ausgaben, überschreitet jedoch 
nicht 55 % der Gesamtausgaben für den Zeit-
raum von drei Jahren; 

g) bei Maßnahmen zur Sammlung und Verbrei-
tung von Informationen über Innovationen 
nach Artikel 4 Nummer 6 Buchstabe a: Bei-
hilfe zur Abdeckung eines Teils der laufen-
den Kosten der Organisationen, die sich mit 
diesen Tätigkeiten befassen, sofern letztere 
neu sind und speziell in Artikel 2 genannte 
Gebiete betreffen. Diese Beihilfe ist degres-
siv und erstreckt sich über drei Jahre. Sie 
deckt im ersten Jahr 70 % der Ausgaben, 
überschreitet jedoch nicht 55 % der Gesamt-
ausgaben für den Zeitraum von drei Jahren; 

h) bei Maßnahmen zur Einführung von Innova-
tionen nach Artikel 4 Nummer 6 Buchstabe b: 
70 % der Durchführbarkeitsstudien, die alle 
Aspekte — einschließlich der kommerziellen 

— der Einführung von Innovationen betref-
fen können, wobei die Obergrenze 150 000 
ECU pro Studie beträgt. Diese Studien müs-
sen von oder für Unternehmen durchgeführt 
werden, die in den in Artikel 2 genannten Ge-
bieten ihren Sitz haben; 

i) bei Maßnahmen im Zusammenhang mit Be-
teiligungskapital nach Artikel 4 Nummer 7: 
Zuschuß zu den Betriebskosten von Finanz-
institutionen, die den KMU Beteiligungskapi-
tal zur Verfügung stellen. Dieser Zuschuß be-
trägt 70 % der Kosten der durch oder für 
Rechnung dieser Finanzinstitutionen durch-
geführten Untersuchungen zur Bewertung 
des Risikos. Diese Studien können ebenfalls 
die Handelsaspekte behandeln; 

j) bei Maßnahmen zur Aktivierung unterneh-
merischer Initiativen nach Artikel 4 Num-
mer 8: 50 % der Ausgaben der öffentlichen 
Hand in Verbindung mit den laufenden Ko-
sten der Tätigkeiten der mit dieser Aktivie-
rung beauftragten Agenturen. Diese Tätig-
keiten, die neu und in gezielter Weise die in 
Artikel 2 genannten Gebiete betreffen müs-
sen, könnten jeweils vom betreffenden Mit-
gliedstaat Privatinstituten anvertraut wer-
den. 

2. Bei den Beihilfen nach Absatz 1 Buchstaben a 
und c ist die Kumulierung der Beihilfen aus der 
nichtquotengebundenen und quotengebundenen 
Abteilung des Fonds ausgeschlossen. 

3. Empfänger von Fondszuschüssen für die in Ab-
satz 1 genannten Maßnahmen können sein: Be-
hörden, Gebietskörperschaften, andere Organi-
sationen, Unternehmen und Einzelpersonen. Die 
in Absatz 1 Buchstaben d und f genannten Bei-
hilfen sowie die in Absatz 1 Buchstabe h ge-
nannten, sofern sie unmittelbar den Unterneh-
men zugute kommen, dürfen nicht zur Folge ha-
ben, daß der Anteil der Unternehmen unter 20 % 
der Gesamtausgaben sinkt. 

4. Der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten des 
Sonderprogramms darf den von der Kommis-
sion anläßlich der Genehmigung dieses Pro-
gramms nach Artikel 3 Absatz 6 festgesetzten 
Betrag nicht überschreiten. 

5. Die mit der Durchführung des Sonderpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbindungen 
im Gesamthaushaltsplan werden in jährlichen 
Tranchen vorgenommen. Die erste Tranche wird 
anläßlich der Genehmigung des Programms 
durch die Kommission gebunden. Die Mittelbin-
dung für die späteren jährlichen Tranchen er-
folgt entsprechend der Verfügbarkeit von Haus-
haltsmitteln und der Ausführung des Pro-
gramms. 

Artikel 6 

1. Der Beitrag des Fonds zugunsten der im Sonder-
programm vorgesehenen Maßnahmen wird 
nach folgenden Regeln an den betreffenden Mit- 
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gliedstaat (oder nach den diesbezüglichen Anga-
ben desselben an die Kommission) ausgezahlt: 

a) Zuschußfähig sind die vom Inkrafttreten die-
ser Verordnung an getätigten Ausgaben; 

b) falls der Mitgliedstaat sich finanziell betei-
ligt, erfolgen die Zahlungen mit Ausnahme 
der unter Buchstabe c genannten Vorschüsse 
möglichst gleichzeitig mit der Zahlung des 
Beteiligungsanteils. In gegenteiligen Fällen 
erfolgen die Zahlungen, wenn der Mitglied-
staat bescheinigt, daß die Summe fällig ist 
und von der Gemeinschaft gezahlt werden 
kann. 
Jedem Auszahlungsantrag ist eine Bescheini-
gung des Mitgliedstaates beigefügt, in der 
das Bestehen der Maßnahmen und das Vor-
handensein detaillierter Ausgabennachweise 
bescheinigt werden und die folgende Anga-
ben enthält: 
— die Art der im Auszahlungsantrag erfaß-

ten Maßnahmen, 
— die Höhe und die Art der für die einzelnen 

Maßnahmen während des von dem An-
trag abgedeckten Zeitraums getätigten 
Ausgaben, 

— die Bestätigung, daß die im Auszahlungs-
antrag beschriebenen Maßnahmen gemäß 
dem Sonderprogramm angelaufen sind; 

c) auf Antrag des Mitgliedstaates können Vor-
schüsse von 80 % des Betrages einer jeden 
jährlichen Tranche entsprechend der Aus-
führung der Maßnahmen und der Verfügbar-
keit der Haushaltsmittel gewährt werden. 
Bei Beginn der Durchführung der Maßnah-
men kann ein Vorschuß auf die Beteiligung 
des Fonds betreffend die erste Jahrestranche 
von der Kommission ausgezahlt werden. Die 
Anträge auf Vorschüsse für die anderen jähr-
lichen Tranchen können eingereicht werden, 
wenn die Durchführung der vorangegange-
nen Tranche mindestens 30 % der Voran-
schläge erreicht hat. Der Betrag eines jeden 
Vorschusses wird auf Antrag des Mitglied-
staates ausgezahlt, wenn dieser bestätigt, daß 
die Durchführung bezüglich der betreffenden 
Tranche als abgeschlossen betrachtet wer-
den kann, und nach Mitteilung der Höhe der 

von der öffentlichen Hand geleisteten Ausga-
ben. 

2. Zum Ende eines jeden Jahres erstattet der be-
treffende Mitgliedstaat der Kommission Bericht 
über den Stand der Durchführung des Sonder-
programms unter Bezugnahme auf die im An-
hang geforderten Informationen. Diese Berichte 
müssen es der Kommission ermöglichen, sich 
von der Durchführung des Sonderprogramms zu 
überzeugen, seine Auswirkungen festzustellen 
und sich zu vergewissern, daß die verschiedenen 
Maßnahmen in kohärenter Weise durchgeführt 
werden. Sie werden dem Ausschuß für Regional-
politik übermittelt. 

3. Anhand dieser Berichte und der diesbezüglichen 
Beschlüsse erstattet die Kommission unter den 
in Artikel 21 der Fondsverordnung festgelegten 
Bedingungen Bericht. 

4. Im Falle einer erheblichen Änderung eines in 
Durchführung befindlichen Sonderprogramms 
wird das Verfahren des Artikels 3 Absatz 6 ange-
wandt. 

5. Nach Abschluß jedes Sonderprogramms wird 
dem Ausschuß für Regionalpolitik von der Korn-
mission ein Bericht vorgelegt. 

6. Die Vorschriften von Artikel 9 Absätze 1 bis 5 
der Fondsverordnung gelten entsprechend für 
die in dieser Verordnung vorgesehene spezifi-
sche Maßnahme. 

Artikel 7 

Diese Verordnung präjudiziert nicht die in Gang 
befindliche Überprüfung der Fondsverordnung 
nach deren Artikel 22. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 



Drucksache 10/516 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Anhang 

Das Sonderprogramm enthält für die in Artikel 2 
genannten Gebiete folgende Angaben: 

1. Industrie- und Stadtviertel sowie Industriege-
bäude: 

a) i) Analyse des Verfallgrades dieser Viertel 
und der Sanierungsprioritäten sowie Ana-
lyse des Nichtbelegungsgrades der Indu-
striegebäude; 

ii) Beschreibung der ergriffenen Abhilfe-
maßnahmen und der daraus im Jahres-
durchschnitt für die öffentliche Hand er-
wachsenden Ausgaben; 

b) bezüglich der in Artikel 4 genannten Maß-
nahmen: Beschreibung und genaue Lokali-
sierung der Programme zur Sanierung der 
verfallenden Viertel und zur Umwandlung 
der Industriegebäude. Gegebenenfalls Be-
schreibung und Ortsangabe der unbedingt 
notwendigen Zufahrtsstraßen. 

2. KMU: 

a) i) Untersuchung hinsichtlich der Stellung 
der KMU in den einzelnen Sektoren und 
Beurteilung ihrer weiteren Entwicklungs-
möglichkeiten. Analyse ihrer Lage und ih-
rer Bedürfnisse im Bereich der Betriebs-
führung und -organisation; 

ii) 	Beschreibung der Beihilfesysteme zugun

-

sten der KMU und der Art der bestehen-
den Dienstleistungen unter Angabe der 
daraus im Jahresdurchschnitt erwachsen-
den öffentlichen Aufwendungen für die 
einzelnen Beihilfesysteme und Dienstlei-
stungen. 

b) bezüglich der in Artikel 4 genannten Maß-
nahmen: Beschreibung der einzelnen Arten 
von Dienstleistungen auf dem Gebiet der Be-
triebsführung und -organisation, die den 
KMU zu erbringen sind. Angabe der Art für 
die Erbringung dieser Dienstleistungen zu-
ständigen Organisationen sowie des Anreizes 
zu ihrem Ausbau. 
Angaben der Art der sektoralen Analysen 
über die Produktionsstrukturen, das Poten-
tial der Märkte und die zur Anpassung und 
Weiterentwicklung dieser Produktion und ih-
rer Vermarktung zu ergreifenden Maßnah-
men. Beschreibung der Modalitäten der Bei-
hilfen für Investitionen, die im Rahmen des 
Programms gewährt werden. 

3. Innovation: 
a) Analyse des Bedarfs der Unternehmen und 

ihrer gegenwärtigen Möglichkeiten im Be-
reich des Zugangs zu Informationen über die 
Innovation und der Durchführung der letzte- 

ren: Schätzung der diesbezüglichen öffentli-
chen Ausgaben. 

b) bezüglich der in Artikel 4 vorgesehenen Maß-
nahmen: Beschreibung der Maßnahmen zur 
Sammlung und Vorbereitung von Informatio-
nen über Innovationen einerseits und zur Er-
leichterung der Einführung letzterer durch 
die KMU andererseits. 

4. Beteiligungskapital: 

a) i) Angaben über die Einrichtungen, die den 
KMU Beteiligungskapital zur Verfügung 
stellen, und die Bedingungen für den Zu-
gang zu diesen Mitteln; 

ii) Beschreibung der vorhandenen Anreizsy-
steme zugunsten der Finanzinstitute, die 
den KMU Beteiligungskapital zur Verfü-
gung stellen, und Angabe der gegenwärti-
gen öffentlichen Ausgaben für jedes Sy-
stem; 

b) bezüglich der in Artikel 4 genannten Maß-
nahmen: Beschreibung der geplanten Maß-
nahmen zur Erleichterung des Zugangs der 
KMU zu Beteiligungskapital. 

5. Aktivierung unternehmerischer Initiativen 

Beschreibung der im Rahmen des Programms 
vorgesehenen Aktionen zur Aktivierung unter-
nehmerischer Initiativen. 

6. Die Gesamtheit des Sonderprogramms betref-
fend: 

a) Beschreibung — soweit irgend möglich quan-
tifiziert — der mit dem Sonderprogramm an-
gestrebten Ziele, insbesondere auf dem Ge-
biet der Beschäftigung; 

b) Beschreibung der gegenwärtigen oder künfti-
gen öffentlichen Maßnahmen, die parallel zu 
dem Sonderprogramm durchgeführt werden 
sollen, um die Beschäftigungslage in den in 
Artikel 2 genannten Gebieten zu verbessern; 
hierbei handelt es sich insbesondere um fol-
gende Maßnahmen: 
— Zuschüsse zu Produktivinvestitionen, 
— Infrastrukturinvestitionen, 
— Beihilfen zur Berufsbildung, zur berufli-

chen Umschulung und gegebenenfalls zur 
Beschäftigung Jugendlicher und zur Wie-
dereingliederung der Arbeitnehmer der 
Textilindustrie. 

Dieser Beschreibung müssen Angaben über 
die Absichten der nationalen Behörden hin-
sichtlich der Verwendung anderer Mittel aus 
den Gemeinschaftsfonds mit struktureller 
Zweckbestimmung beigefügt sein; 
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c) Angabe der Höhe der öffentlichen Aufwen-
dungen im Zusammenhang mit den oben un-
ter Buchstabe b) genannten Maßnahmen; 

d) Zeitplan für die Abwicklung des Pro-
gramms; 

e) Schätzung des Betrages der für die Durch-
führung des Programms erforderlichen öf-
fentlichen Aufwendungen einschließlich der 
jährlichen Aufteilung dieser Aufwendungen 
auf die einzelnen geplanten Maßnahmen; 

f) mit der Durchführung des Programms und 
der einzelnen Maßnahmen beauftragte Stel-
len; 

g) Informationsmaßnahmen, die vorgesehen 
sind, um die möglichen Empfänger und die 
Berufsorganisationen auf die mit dem Son-
derprogramm eröffneten Möglichkeiten so-
wie auf die dabei von der Gemeinschaft über-
nommene Rolle aufmerksam zu machen. 

Finanzbogen 

1. Haushaltslinie 

Titel V 
Kapitel 51 
Artikel 510 

2. Titel der Maßnahme 

Spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur regiona-
len Entwicklung im Hinblick auf die Beseitigung 
von Entwicklungshemmnissen für neue Wirt-
schaftszweige in bestimmten von der Umstrukturie-
rung der Textil- und Bekleidungsindustrie betroffe-
nen Gebieten. 

3. Juristische Grundlage 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 214/79 

4. Beschreibung der Maßnahme 

Diese Maßnahme wird mit Hilfe von Sonderpro-
grammen mit einer Laufzeit von fünf Jahren durch-
geführt. Ziel dieser Programme ist die Verbesse-
rung ungünstiger physischer Umweltbedingungen 
(Sanierung heruntergekommener Industrie- und 
Stadtviertel), die Entwicklung kleiner und mittlerer 
Unternehmen (Beihilfen für sektorale Analysen, In-
vestitionen, Beratung im Bereich der Betriebsfüh-
rung und für den Zugang zu Beteiligungskapital), 
die Innovationsförderung (Sammlung und Verbrei

-

tung von Informationen über Innovationen, Einfüh-
rung von Innovation in den KMU) und die Aktivie-
rung unternehmerischer Initiativen in den betref-
fenden Gebieten. 

5. Finanzielle Auswirkung 

Die voraussichtliche Beteiligung des Fonds an den 
Sonderprogrammen wird mit insgesamt 260 Mio. 
ECU für den Zeitraum 1983 bis 1987 veranschlagt. 

6. Für das Sonderprogramm betreffend die briti-
schen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 52,5 

4.2 Sektorale Analysen 21 
 4.3 Investitionen 

4.4 Betriebsführung, -organisation 

4.5 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 26,3 

4.6 Innovationen 

4.7 Beteiligungskapital 

4.8 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 5,2 

Insgesamt 105 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 7,3 13,7 26,2 36,8 21 105 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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7. Für das Sonderprogramm betreffend die iri-
schen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln — 

4.2 Sektorale Analysen 2,1 
4.3 Investitionen 

4.4 Betriebsführung, -organisation 

4.5 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 0,6 

4.6 Innovationen 

4.7 Beteiligungskapital 

4.8 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 0,3 

Insgesamt 3 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 0,2 0,4 0,8 1,0 0,6 3 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 

8. Für das Sonderprogramm betreffend die belgi-
schen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 

4.2 Sektorale Analysen 

4.3 Investitionen 

4.4 Betriebsführung, -organisation 

4.5 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 

4.6 Innovationen 

4.7 Beteiligungskapital 

4.8 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 

Insgesamt 8 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 0,6 1,0 2,0 2,8 1,6 8 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen *die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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9. Für das Sonderprogramm betreffend die franzö-
sischen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-n

ung 
 Maßnahmen Mio. ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 28,0 

4.2 Sektorale Analysen 
24,0 

4.3 Investitionen 

4.4 Betriebsführung, -organisation 

4.5 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 26,4 

4.6 Innovationen 

4.7 Beteiligungskapital 

4.8 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 1,6 

Insgesamt 80 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpfl ich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU  5,6 10,4 20 28 16 80 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 

10. Für das Sonderprogramm betreffend die italie-
nischen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen Mio. 
ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 11,4 

4.2 Sektorale Analysen 
25,6 

4.3 Investitionen 

4.4 Betriebsführung, -organisation 

4.5 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 18,8 

4.6 Innovationen 

4.7 Beteiligungskapital 

4.8 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 1,2 

Insgesamt 57 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge

-

samt 

Mio. 
ECU 4,0 7,4 14,2 20,0 11,4 57 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 
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11. Für das Sonderprogramm betreffend die nie

-

derländischen Gebiete vorgesehener Betrag 

a) Voraussichtliche Verteilung des für das Pro-
gramm vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 

Maßnahmen 

 

Mio. 
ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 1,4 

4.2 Sektorale Analysen 2,8 
4.3 Investitionen 

4.4 Betriebsführung, -organisation 

4.5 Gemeinsame Dienstleistungs 
einrichtungen 2,4 

4.6 Innovationen 

4.7 Beteiligungskapital  

4.8 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 0,4 

Insgesamt 7 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge

-

samt 

Mio. 
ECU 0,5 0,9 1,8 2,4 1,4 7 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 

12. Vorgesehener Gesamtbetrag der Gemein-
schaftsbeteiligung 

a) Voraussichtliche Verteilung des für die Pro-
gramme vorgesehenen Betrages auf einzelne 
Maßnahmen 

Artikel 
der 

Verord

-

nung 
Maßnahmen Mio. 

ECU 

4.1 Sanierung von Industrie- und 
Stadtvierteln 

4.2 Sektorale Analysen 

4.3 Investitionen 

4.4 Betriebsführung, -organisation 

4.5 Gemeinsame Dienstleistungs- 
einrichtungen 

4.6 Innovationen 

4.7 Beteiligungskapital 

4.8 Aktivierung unternehmerischer 
Initiativen 

Insgesamt 260 

b) Voraussichtlicher Zeitplan für die Verpflich-
tungsermächtigungen 

Jahre 1983 1984 1985 1986 1987 Insge- 
samt 

Mio. 
ECU 18,2 33,8 65 91 52 260 

c) Zahlungsermächtigungen 

Im Hinblick auf die Zahlungsermächtigungen se-
hen die Bestimmungen nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung vor, daß jedes Jahr 
Zahlungen bis zu 80 Prozentpunkten der eingegan-
genen Verpflichtungen geleistet werden können 
und die Zahlung des Saldos zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgen kann. 


